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Meinem Klassenkameraden, der
mittlerweile Hohner-Akkordeons
in China produziert und hoffent-
lich dafür sorgen wird, dass wir
beim Export von Dienstleistungen
an chinesische Touristen wettbe-
werbsfähig werden.

2.
Wie wir die Wettbewerbsfähigkeit

verloren

Der Globalisierungsschock: China, Indien, USA und die vielen anderen
– Die Flucht der Mittelständler nach Osteuropa – Basar-Ökonomie
Deutschland – Exporte und Wettbewerbsfähigkeit: ein schwieriges
Thema – Wettbewerbsfähigkeit und Exportüberschuss – Der DAX im
Wind des Turbo-Kapitalismus – Drei Schocks auf einmal: Euro,
Binnenmarkt und Osterweiterung der EU – Internationale Arbeitstei-
lung: von der Globalisierung profitieren – Zu hohe Lohnkosten – Dr.
Fritzchen Müllers Denkfehler bei den Lohnkosten – Warum es auf die
Binnennachfrage nicht wirklich ankommt – Eine Bemerkung zum The-
ma Lohn und Wechselkurs – Was wir bei den Lohnkosten von den
Amerikanern und den Holländern lernen können – Länger arbeiten

Der Globalisierungsschock:
China, Indien, USA und die vielen anderen 

Die wirtschaftlichen Probleme, die sich in den letzten 30 Jah-
ren aufgetürmt haben, haben viel mit eigenen Fehlern der
Deutschen zu tun. Die hausgemachten Gründe hätten aber
nicht zu der krisenhaften Zuspitzung der letzten Jahre führen
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können, wenn es nicht dramatische Änderungen in der interna-
tionalen Wettbewerbssituation gegeben hätte, mit der die
deutsche Wirtschaft zu kämpfen hat. Man muss diese Ände-
rungen verstehen, bevor man die Reformen definiert, die
Deutschland wieder wettbewerbsfähig machen.

Deutschland leidet nämlich nicht nur unter einem Umset-
zungsproblem, wie es manche Politiker immer wieder sagen,
sondern vor allem auch an einem Erkenntnisproblem. Kaum
jemand in Deutschland, weder Politiker noch Bürger, möchte
sich der bitteren Erkenntnis stellen, dass wir dabei sind, unsere
Wettbewerbsfähigkeit zu verlieren, weil wir zwar kaum noch
besser als die anderen Länder sind, stattdessen aber umso teu-
rer. Bei der Bildung sind wir inzwischen nicht einmal mehr
Mittelmaß unter den OECD-Ländern (vergleiche Kapitel 1),
dafür sind wir bei den Lohnkosten aber definitiv an der Spitze.
Die Kombination aus Preis und Qualität der deutschen Arbeit
passt nicht mehr zusammen. Die Folge ist, dass die deutsche
Wirtschaft Jahr um Jahr weiter ins Abseits gerät und dass die
Arbeitslosigkeit weiter ansteigt. Das ist das Thema dieses Kapi-
tels. Es zeigt die Veränderungen des Wettbewerbs auf, die in
Fernost, in der EU und in Osteuropa derzeit im Turbogang
ablaufen, und es widmet sich dann ausführlich der Lohnfrage,
insbesondere auch den kontroversen Positionen, die von Seiten
der Gewerkschaften dazu eingenommen werden. 

Wer sind die Wettbewerber, die uns bedrängen? Ursprüng-
lich hatte Japan die deutschen Unternehmen bedrängt, aber
Japan ist heute nur noch ein Papiertiger, der selbst Probleme
mit seiner Wettbewerbsfähigkeit hat. Die wirklichen Tiger
sind die aufstrebenden Staaten Südostasiens, also Vietnam,
Korea, Malaysia, Singapur, Taiwan und Thailand, um nur eini-
ge zu nennen. Korea hat seine Stärken beim Schiffbau, bei der
Automobilproduktion und bei der Konsumelektronik; Malay-
sia ist stark bei der Elektronik und bei den Nicht-Eisen-Metal-
len; Singapur setzt auf Kommunikation und Information; Tai-
wan nimmt eine Spitzenstellung bei der Produktion von
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elektronischen Bauelementen ein; Thailand produziert Textil-
und Bekleidungserzeugnisse im Billigsegment. In den letzten
Jahren haben diese Länder ihre Produkt- und Prozesstechno-
logien erheblich verbessert und konnten ihren Marktauftritt so
ansprechend gestalten, dass es ihnen gelang, auf den relevanten
Weltmärkten Terrain zu gewinnen. 

Der große Vorteil der asiatischen Länder liegt bei den Löh-
nen, die noch heute in der Gegend von 20% der unsrigen lie-
gen. Dabei holt die Produktivität schneller auf, als die Löhne es
tun, was die Wettbewerbsfähigkeit weiter verbessert. Die asia-
tischen Tigerländer verfügen über eine extrem fleißige und
lernwillige Bevölkerung, die sich sehr schnell in kompliziertes-
te Produktionsprozesse hineindenken kann. Zugleich handelt
es sich bei ihnen um alte Kulturnationen, die bereits hohe intel-
lektuelle Leistungen vollbracht hatten. 

Kein Wunder, dass heute auch viele deutsche Unternehmen
ihre Waren bevorzugt aus Asien beziehen oder dort auch selbst
produzieren. Zu den Käufern der Waren gehören sämtliche
Großunternehmen des deutschen Einzelhandels wie zum Bei-
spiel Karstadt, Quelle oder Metro. Ihr Angebot an Billigarti-
keln im Bereich der Bekleidung und Heimtextilien stammt
großenteils aus Vietnam, Malaysia und Indonesien. Die Grup-
pe der Produzenten, die sich auf dem Wege der Direktinvesti-
tionen selbst in Asien niedergelassen haben, umfasst praktisch
alle großen deutschen Unternehmen des verarbeitenden
Gewerbes. Ein Beispiel ist die Siemens AG, die mit einer kaum
noch überschaubaren Zahl von Produktionsstätten engagiert
ist. Große Produktionsbetriebe liegen in Indonesien, Malaysia,
Südkorea und Japan, doch gibt es kaum ein Land, in dem die
Firma nicht vertreten ist. Die Produktionspalette umfasst das
ganze Siemens-Spektrum, vor allem aber Erzeugnisse der
Informations- und Kommunikationstechnik, der Automobil-
technik, der Beleuchtungstechnik sowie der Medizintechnik.
Ein anderes Beispiel ist die DaimlerChrysler AG, die als global
agierender Konzern ein weit verzweigtes Netz von Produk-
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tions- und Montagebetrieben in Japan, Thailand und Indone-
sien unterhält.

Noch wichtiger als die kleinen Länder werden in Zukunft
China und Indien sein, jene zwei Länder, die zusammen über
38% der Weltbevölkerung verfügen. Besonders China hat sich
in den letzten 15 Jahren mit atemberaubender Geschwindigkeit
entwickelt, nachdem es sich aus seinen ideologischen Verstri-
ckungen im Marxismus-Leninismus weitgehend gelöst hat und
zu einer Marktwirtschaft geworden ist. Wenn man den Statisti-
ken glauben darf, ist das chinesische Sozialprodukt in nur einem
Jahrzehnt, von 1990 bis 2000, real um sage und schreibe 162%
gewachsen.1 Dabei produziert China keineswegs nur für den
Eigenbedarf, sondern entwickelt sich gerade wegen der Ein-
bindung in den ostasiatischen Handel besonders stürmisch. Bis-
lang wird das Wachstum praktisch allein von den Küstenregio-
nen getragen, die über das Chinesische Meer als Handelsstraße
verfügen. Von der Provinz Guangdong im Süden des Landes
mit der Stadt Kanton, die neben der 1997 von den Briten abge-
tretenen Stadt Hongkong liegt, über Jiangsu mit dem Freihafen
Shanghai bis zur Provinz Liaoning mit der Stadt Schenyang im
Norden erstreckt sich über 2200 km, gleich einer langen Bana-
ne, die derzeit am schnellsten wachsende Großregion dieser
Erde. Shanghai, das etwa in der Mitte liegt, hat schon jetzt eine
Skyline, die sich mit jener von New York messen kann. 

Auch in China ist die deutsche Industrie seit langem prä-
sent. Volkswagen hat dort in Form von Joint Ventures zwei
große Automobilwerke in Shanghai und Changchun gebaut, in
denen auch Audi-Modelle gefertigt werden. BMW hat im Jahr
2003 ein Gemeinschaftsunternehmen mit dem chinesischen
Hersteller Brilliance gegründet. Die DaimlerChrysler-Grup-
pe, die bereits über Chrysler mit einer Jeep-Fertigung vertre-
ten ist, plant auch im Transporter- und Nutzfahrzeugbereich
weitere Engagements in China. Siemens ist mit allen seinen
Arbeitsgebieten in China vertreten. Bekanntlich hat Siemens
sogar schon den Transrapid auf der neuen Strecke zwischen
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dem Flughafen und der Innenstadt von Shanghai eingesetzt,
der in Deutschland noch nicht einmal gelaufen ist. 

In allen asiatischen Ländern zusammengenommen beschäf-
tigt Siemens nicht weniger als 45.000 Menschen. Dazu gehört
auch Indien, das mit einem dichten Netz von Siemens-Nieder-
lassungen durchzogen ist. Indien ist China mittlerweile gefolgt
und hat ebenfalls zu einem großen Entwicklungssprung ange-
setzt. In Bangalore, in der südindischen Provinz Karnataka,
liegt heute das hinter dem Silicon Valley in Kalifornien welt-
weit größte Zentrum für die Software-Entwicklung. Alle nam-
haften Hersteller von IT-Produkten haben sich dort engagiert.
Den Namen Bangalore müssen sich die Deutschen gut merken,
denn mit den neuen Wirtschaftszentren, die dort im Entstehen
begriffen sind, wird sich auch die deutsche Wirtschaft ausein-
ander setzen müssen. 

Bei all den faszinierenden und für Deutschland auch beun-
ruhigenden Entwicklungen in Asien sollte man die USA nicht
aus dem Blick verlieren. In den neunziger Jahren haben die
USA ein beachtliches Entwicklungstempo vorgelegt, obwohl
sie beim Pro-Kopf-Einkommen bereits weit vor Deutschland
lagen. Die Entwicklung war einerseits getragen von der so
genannten New Economy, also der Computer- und Software-
industrie, und ihren indirekten Auswirkungen auf den Rest der
Wirtschaft. Andererseits resultierte sie aus den massiven
Anstrengungen der Politik, den Niedriglohnsektor zu entwi-
ckeln. Amerika ist ein Land des Hightech; gleichzeitig ist es
wegen seiner niedrigen Löhne zu einem bevorzugten Standort
für arbeitsintensive Produktionsprozesse bei weniger hochka-
rätigen Technologien geworden. Viele deutsche Firmen haben
in den letzten Jahren riesige Direktinvestitionen in den USA
getätigt, um den amerikanischen Markt nicht mehr vom teuren
Standort Deutschland, sondern direkt von den kostengünsti-
gen amerikanischen Produktionsstätten aus beliefern zu kön-
nen. Das Geld, mit dem amerikanische Arbeitsplätze geschaf-
fen wurden, fehlt jetzt in Deutschland. 
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Nach einer Schätzung des Deutschen Industrie- und Han-
delskammertages verlagerten deutsche Industrieunternehmen
in letzter Zeit pro Jahr 45.000 Arbeitsplätze aus Kosten- und
Standortgründen ins Ausland, und nach einer Erhebung der
Deutschen Bundesbank haben deutsche Unternehmen aller
Wirtschaftszweige von Anfang 1999 bis Ende 2002, aus wel-
chen Gründen auch immer, tatsächlich per saldo 700.000
Arbeitsplätze im Ausland geschaffen. Die Gesamtzahl der von
deutschen Unternehmen im Ausland bereitgestellten Arbeits-
plätze stieg bis Ende 2002 auf etwa vier Millionen.2

Dabei scheint sich der Abwanderungstrend noch weiter zu
verstärken. Nach dem Ergebnis einer Umfrage des Deutschen
Industrie- und Handelskammertages vom Mai 2003 wollte fast
jedes vierte Industrieunternehmen in den nächsten drei Jahren
zumindest Teile der Produktion ins Ausland verlagern.3 Bei
einer ähnlichen Umfrage im Jahr 2000 hatte nur jedes fünfte
Unternehmen diese Absicht geäußert.

Als Motive für die Abwanderung nannten die Unternehmen
an erster Stelle (zu 45%) die Höhe der Arbeitskosten und an
zweiter Stelle (zu 38%) die Höhe der Steuern und Abgaben.
Danach kamen Wechselkursrisiken und die deutsche Bürokra-
tie, aber diese Gründe wurden mit nur 7% beziehungsweise 
5% der Nennungen als weitaus weniger wichtig eingestuft. Mit
den Steuern und den Arbeitskosten werden sich gesonderte
Kapitel dieses Buches eingehend beschäftigen. 

Je nach Branche waren die Abwanderungswünsche unter-
schiedlich intensiv. In der Bekleidungsindustrie wollten inner-
halb der nächsten drei Jahre 47% der Unternehmen mit Teilen
der Produktion ins Ausland gehen, in der Elektroindustrie 
40%, im Textilgewerbe 33%, in der Rundfunk-, Fernseh- und
Nachrichtentechnik 32% und im Maschinenbau immerhin
noch 28%. Dem Heimatstandort treu bleiben wollten demge-
genüber der Sektor Steine und Erden, das Verlagsgewerbe und
das Druckgewerbe. Dort trugen sich jeweils nur weniger als
10% der befragten Unternehmen mit Abwanderungsabsichten. 
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Welch ein Trost! Die Häuser, die wir bewohnen, werden
auch in Zukunft mit deutschen Steinen gebaut, und die mor-
gendliche Zeitung wird auf absehbare Zeit nicht in der Tsche-
chischen Republik gedruckt werden. Als Redakteure wird man
im Übrigen derweil noch Personen nehmen, die der deutschen
Sprache mächtig sind. 

Die Flucht der Mittelständler nach Osteuropa

Naturgemäß fällt den Großunternehmen die Produktionsver-
lagerung ins Ausland, das so genannte Offshoring, leichter als
den kleinen Unternehmen, denn die erheblichen Rüst- und
Anlaufkosten sowie die Fixkosten für das Management in
einem fremden rechtlichen und kulturellen Umfeld fallen bei
ihnen weniger ins Gewicht. Zunehmend gerät aber auch der
deutsche Mittelstand in den Sog der Globalisierung, und das ist
das eigentliche Problem für Deutschland. Deutschland war in
der Vergangenheit nicht in erster Linie deshalb so erfolgreich,
weil es Großunternehmen mit Weltgeltung hatte, sondern weil
es über eine leistungsfähige mittelständische Industrie verfüg-
te. Die meisten Deutschen arbeiten im Mittelstand, und dort
wird der weitaus größte Teil des Bruttoinlandsprodukts
erzeugt. Es gibt allerdings keine klare Definition dessen, was
ein mittelständisches Unternehmen ist. Manche ziehen die
Grenze bei 5.000 Mitarbeitern, andere bei 1.000 und wieder
andere bei gar nur 500. Wenn man sie bei 500 Mitarbeitern
zieht, gehören derzeit knapp 80% aller im privaten Sektor
beschäftigten Personen zum Mittelstand und produzieren dort
circa die Hälfte des privaten Bruttoinlandsprodukts.4

Viele mittelständische Unternehmen haben trotz ihrer
geringen Größe in ihren jeweiligen Marktsegmenten führende
Positionen auf den Weltmärkten inne. Deutschland ist das Land
der stillen Stars, die in ihren Marktnischen Weltmarktführer
sind, die aber in der Öffentlichkeit kaum jemand kennt, selbst
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wenn es sich bereits um recht große mittelständische Unter-
nehmen handelt. Wer weiß denn schon, dass die Firma Trumpf
aus Ditzingen der Weltmarktführer für lasergestützte Metall-
bearbeitungsmaschinen ist, dass die Firma Krones AG aus Neu-
traubling die technologische Weltmarktführung für Getränke-
abfüllanlagen innehat oder dass die Firma Heraeus aus Hanau
der Spitzenreiter für Vakuumtechnologien ist? Noch überra-
schender ist die Riege der kleineren Stars. Aesculap aus Tutt-
lingen ist mit 2.300 Mitarbeitern die Nummer 1 oder 2 bei chi-
rurgischen Instrumenten, die Maschinenbaufirma Grenzebach
aus Asbach-Bäumenheim ist mit 1.000 Mitarbeitern Champion
im Bereich von Schneide-, Beschick- und Stapelanlagen für die
Flachglasherstellung und bei Maschinen zur Herstellung von
Baustoffplatten, Hill & Müller aus Düsseldorf sind mit 480 Mit-
arbeitern Marktführer bei kaltgewalztem Bandstahl, und die
Firma Hensold aus Wetzlar steht mit sage und schreibe 75 Mit-
arbeitern bei der Produktion von Ferngläsern und Zielfernroh-
ren an der Spitze. Nicht weniger als 90% der internationalen
Kinofilme, die der Leser dieses Buches in den letzten Jahren
gesehen hat, wurden wahrscheinlich mit Kameras gedreht, die
die Firma ARRI in München mit ihren knapp 800 Mitarbeitern
hergestellt hat. Beispiele dieser Art gibt es zu Hunderten. 

Dank der deutschen Ingenieurkunst und des Einfallsreich-
tums der deutschen Unternehmer gelang es unserem Land,
Weltmeister bei der Nischenproduktion zu werden. Es sind
nicht die jedermann bekannten Produkte aus dem Konsumbe-
reich, sondern Tausende von Spezialprodukten, die nur Insi-
dern bekannt sind und zum größten Teil zum Bereich der
industriellen Vorprodukte zählen, mit denen wir auf den Welt-
märkten unser Geld verdienen. Ohne die Exportleistungen des
Mittelstandes hätten wir die Devisen nicht, die wir als Konsu-
menten für amerikanische Computer, koreanische Stereoanla-
gen oder Urlaubsreisen nach Mallorca wieder ausgeben. Wenn
der Mittelstand sich von unserem Land abwendet, dann »Gute
Nacht, Deutschland!«. 
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Ob der Mittelstand die Stellung halten wird, ist unklar. Zum
einen geben viele mittelständische Unternehmen ihre Produk-
tion auf und überlassen das Feld ihren ausländischen Konkur-
renten. Über den dramatischen Pleiterekord, der in diesen Jah-
ren zu verzeichnen ist, war in Kapitel 1 (vergleiche Abbildung
1.6) schon berichtet worden. Zum anderen verlagern gerade
auch die Mittelständler ihre Produktion zunehmend nach
außen. Die heimliche Flucht der stillen Stars ist wenig spekta-
kulär, weil sie nicht bekannt sind und weil es in jedem Einzel-
fall nur um eine geringe Zahl von Arbeitsplätzen geht. Aber in
der Summe zeichnet sich mittlerweile ein Trend ab, der gera-
dezu beängstigende Ausmaße annimmt. 

Nicht weniger als 59% der vom Institut der deutschen
Wirtschaft befragten mittelständischen Unternehmen mit
weniger als 5.000 Beschäftigten haben bereits Standorte in
anderen EU-Ländern errichtet, und 57% haben sich in Nicht-
EU-Ländern niedergelassen. Selbst kleinere Unternehmen mit
bis zu 500 Beschäftigten haben sich zu je knapp einem Drittel
in anderen EU-Ländern sowie außerhalb der EU engagiert.5

Unter den Zielländern für Investitionen des Mittelstandes
nehmen die ehemaligen Ostblockstaaten, die im Jahr 2004 der
EU beigetreten sind oder ihre Aufnahme in die EU für die
nächsten Jahre erwarten können, eine besondere Stellung ein.
Im Gegensatz zu einem Engagement in Ostasien ist der logis-
tische Aufwand dort auch für kleinere Unternehmen be-
herrschbar. Gerade der Mittelstand sieht in Osteuropa seine
Chance, den immer härter werdenden internationalen Wettbe-
werb zu bestehen. 

Schon bald nach dem Fall des Eisernen Vorhangs hatten
sich deutsche Unternehmen in Mittel- und Osteuropa als wich-
tigste Direktinvestoren etabliert, indem sie Zehntausende von
Niederlassungen gründeten. Sie setzten sich damit weit vor die
USA und weit vor jedes andere Land, aus dem Investoren nach
Osteuropa kamen.6 Inzwischen wurden die Niederlassungen
ausgebaut, denn die politischen Verhältnisse haben sich stabili-
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siert, die EU-Mitgliedschaft ist sicher, und die Lohnkosten lie-
gen noch immer bei nur einem Fünftel bis Siebtel der deut-
schen (vergleiche Abbildung 8.1, Kapitel 8). Die Investitionen
der deutschen Unternehmen haben inzwischen einen solch
gewaltigen Umfang erreicht, dass sie erhebliche Teile der Pro-
duktion in den osteuropäischen Ländern hervorbringen. An
der Spitze der Entwicklung liegt Ungarn, das deutsche Inve-
storen schon früh willkommen hieß. So behauptet die unga-
rische Regierung, dass mittlerweile 40% des ungarischen
Bruttoinlandsprodukts in deutschen Unternehmen erarbeitet
werden.7

Die Liste der wenig bekannten mittelständischen Unter-
nehmen, die wesentliche Aktivitäten nach Osteuropa verlagert
haben, ist schier grenzenlos, und sie wird von Monat zu Monat
länger. Dazu gehört, um nur wenige Beispiele zu nennen, die
Firma Behr GmbH & Co. aus Stuttgart, die Klimaanlagen in
der Tschechischen Republik produziert, die Hako-Holding
GmbH aus Bad Oldesloe, die Reinigungsmaschinen in Polen
baut, die Edscha AG aus Remscheid, die in der Tschechischen
Republik und der Slowakei Karosserieteile fertigt, die Hugo
Kern und Liebers GmbH aus Schramberg, die in der Tsche-
chischen Republik und Estland Autofedern herstellt, oder die
Firma Leoni aus Kitzingen, die in der Slowakischen Republik
und Ungarn Kabelsätze baut. Besonders groß ist der Anreiz zur
Auswanderung für die lohnintensive Textilindustrie. Die Firma
Steilmann Mode aus Wattenscheid und die Gerry Weber
Gruppe aus Halle in Westfalen erzeugen ihre Damenoberbe-
kleidung großenteils in Rumänien. Wer die sportliche Damen-
mode der Firma Frankenwälder schätzt, wird zunehmend aus
Rumänien und Bulgarien statt aus Münchberg bedient, und
wer auf hochwertige Eleganz Wert legt, den beliefert die eben-
falls in Münchberg ansässige Firma Hammer Fashion aus
Tschechien und Ungarn. 

Es gibt natürlich immer noch sehr viele Unternehmen, die
nur in Deutschland produzieren und hier nach wie vor eine

70



gesicherte Marktposition haben. Es wäre ja auch schlimm,
wenn das nicht so wäre. Aber das ist nicht der Punkt. Das Pro-
blem ist die enorme Beschleunigung bei der Produktionsverla-
gerung des Mittelstands in den letzten Jahren, die hier zu Lan-
de sichtbar zu mehr Arbeitslosigkeit geführt hat. Diese
Beschleunigung ist keine gesunde Entwicklung, der man
gleichgültig gegenüberstehen kann, und sie ist auch keine blo-
ße Randerscheinung. 

Basar-Ökonomie Deutschland

Für viele deutsche Unternehmen stellt sich angesichts der
Intensität des internationalen Wettbewerbs nur die Wahl, ent-
weder ganz zu schließen oder sukzessive immer größere Teile
der Wertschöpfungskette in Niedriglohnländer zu verlagern.
Die hohen Löhne und Einkommen, die hier zu Lande verdient
werden, erzwingen die Verlagerung geradezu. So gesehen sind
die Auslandsinvestitionen aus deutscher Sicht immer noch die
bessere Alternative. Dann fließen wenigstens noch die Gewin-
ne an deutsche Gesellschaften und deutsche Eigentümer. 

Dennoch ist es bedenklich, dass viele Firmen von der Billig-
produktion im Ausland profitieren wollen, doch gar nicht da-
ran denken, den Verbraucher über die Herkunft ihrer Produk-
te zu informieren und ihre Waren stattdessen weiterhin unter
den traditionellen deutschen Markennamen anbieten. Die Ver-
braucher glauben, deutsche Produkte zu erwerben, aber in
Wahrheit wird in Deutschland häufig nur die Endmontage
durchgeführt, und in manchen Fällen wird nicht einmal mehr
das Firmenschild aufgeklebt. Das Produkt kommt fix und fer-
tig mit seinem deutschen Markennamen aus Fernost oder
»Nahost« im Sinne der neuen EU-Beitrittsländer. Nur der
Vertrieb findet noch in Deutschland statt, und nur hinter dem
Verkaufstresen gibt es noch deutsche Arbeitsplätze. Ansonsten
wird das Geld bei der Produktion im Ausland verdient.
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Deutschland entwickelt sich schleichend zu einer Basar-Öko-
nomie.

Leider fehlt es aber mehr und mehr an der Kaufkraft für all
die schönen Waren, die man unter seinem Namen hier zu Lan-
de verkaufen möchte. Jede Firma ermuntert die andere, doch
bitte zu bleiben, damit die aus Löhnen gespeiste Nachfrage
erhalten bleibt, aber sie selbst verlagert die Produktion klamm-
heimlich in Niedriglohnländer. So entsteht mehr und mehr
Arbeitslosigkeit, und Deutschland fällt weiter zurück. 

Neuerdings scheint selbst die Automobilbranche, das Para-
depferd der deutschen Industrie, nicht mehr gegen den Mar-
kenschwindel gefeit zu sein. Die Marke ist alles, wo produziert
wird, ist unerheblich. Kein einziger Audi-Motor wird mehr in
Deutschland gefertigt. Die gesamte Produktion wurde ins un-
garische Györ verlagert, wo speziell für Audi schon vor dem 
EU-Beitritt eine zollfreie Zone eingerichtet wurde. Volkswagen
produziert neben seinem Polo auch den Touareg im slowaki-
schen Bratislava. Porsche fertigt seinen Cayenne nominell zwar
in Leipzig, doch wenn man genau hinschaut, werden im Wesent-
lichen nur der Antrieb und die Lenkung in Leipzig eingebaut.
Ansonsten kommt das Auto schon ziemlich fertig aus Bratislava.
Selbst bei der Produktion eines BMW entfällt heute im Durch-
schnitt nur noch 27% des Verkaufswertes auf eine hauseigene
Produktion. 73% des Wertes kommt von Zulieferern, die zur
Hälfte im Ausland ansässig sind, und die im Inland ansässigen
Zulieferer lassen selbst wiederum großenteils in ihren ausländi-
schen Werken produzieren. Alle Firmen verkaufen ihre Autos
selbstverständlich unter ihren deutschen Markennamen.

Zur Kennzeichnung der Verlagerung der Wertschöpfung
aus dem verarbeitenden Gewerbe heraus unterscheidet man
zwischen dem Offshoring und dem Outsourcing. Offshoring
ist, wie oben schon erwähnt, die Verlagerung von Betriebstei-
len in eine eigene ausländische Niederlassung. Outsourcing ist
die Verlagerung von Arbeitsprozessen auf Zulieferer, die im In-
oder im Ausland angesiedelt sein können. Zum Offshoring
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gehören die spektakulären Beispiele, die oben zitiert wurden.
Durch den zunehmenden Einsatz von Internet-Ausschreibun-
gen hat sich aber gerade auch das Outsourcing ins Ausland in
der letzten Zeit sehr stark beschleunigt. Immer mehr Teile und
Aggregate, die in deutsche Industrieprodukte eingebaut wer-
den, kommen von Billiganbietern, die man sich irgendwo auf
der Welt zusammensucht. Die Fertigungstiefe, der eigene
Wertschöpfungsanteil an den Endprodukten, die die Werktore
passieren, schrumpft auf diese Weise fortwährend, ohne dass
die Käufer davon wissen. Das ist es, was mit dem Bild der Basar-
Ökonomie gemeint ist. 

Natürlich ist dieses Bild nur eine Karikatur. Es ist nicht
wahr, dass die meisten deutschen Hersteller nur noch Monta-
gefirmen sind, die die benötigten Teile per Internet irgendwo
auf der Welt bestellen und sie dann in Deutschland nach einem
Baukastensystem zusammenstecken. Es stimmt auch nicht,
dass Deutschlands Industrie der Welt in Zukunft nur noch die
Waren liefern wird, die sie in ihrem osteuropäischen Hinter-
land hat fertigen lassen. Die Realität kommt dieser Karikatur
aber schneller näher, als es die meisten glauben mögen. 

Wie schnell die Entwicklung geht, erkennt man anhand der
Abbildung 2.1. Dort sind Indexkurven für wichtige Kennziffern
der Industrieproduktion dargestellt, die auf das Jahr 1995 nor-
miert sind. Besonders hervorzuheben sind die Kurven, die den
realen Produktionswert und die reale Wertschöpfung abbilden.
Der reale Produktionswert ist der inflationsbereinigte Gesamt-
wert der in einem Jahr erzeugten Industrieprodukte, und die
reale Wertschöpfung ist der Teil dieses Wertes, der in der
Industrie selbst geschaffen wurde. Die Wertschöpfung ent-
spricht den in der Industrie verdienten Primäreinkommen und
Steuern, also im Wesentlichen der Summe der Bruttogewinne,
gezahlten Zinsen, Bruttolöhne, Bruttogehälter, Sozialabgaben
und indirekten Steuern. Nicht enthalten sind die Vorleistun-
gen, die anderswoher bezogen werden. Wegen der Vorleistun-
gen ist der Produktionswert stets größer als die Wertschöp-
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fung. Beide Größen wüchsen mit der gleichen prozentualen
Rate, wenn der Vorleistungsanteil im Laufe der Zeit konstant
bliebe, wenn sich also die Fertigungstiefe der industriellen Pro-
duktion nicht verändern würde. Das aber ist, wie die Abbildung
deutlich zeigt, nicht der Fall. 

Man sieht, dass die Kurven seit Mitte der neunziger Jahre
extrem stark auseinander driften. Während der reale Produk-
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Der reale Produktionswert ist der reale um Zwischenumsätze innerhalb des verarbeiten-
den Gewerbes bereinigte Bruttoproduktionswert, also die reale Wertsumme aller vom
verarbeitenden Gewerbe an andere inländische Sektoren oder andere Länder verkauften
Produkte. Die Preisbereinigung wurde unter Verwendung der Preisindizes für die Ein-
fuhr beziehungsweise der Preisindizes für gewerbliche Produkte vorgenommen. Die
schraffierten Flächen zeigen, zu welchen Teilen die Verminderung der Fertigungstiefe
auf die überproportionale Zunahme der Vorleistungen von anderen in- und ausländi-
schen Sektoren zurückzuführen ist.
Quelle: Statistisches Bundesamt, Input-Output-Tabellen 1995 und 2000: Fachserie 18, Reihe 2, Volkswirt-
schaftliche Gesamtrechnung: Fachserie 18, Reihe 1.3, Fachserie 18, Reihe 3, Außenhandel: Fachserie 7, Rei-
he 1; Preisindizes für die Ein- und Ausfuhr: Fachserie 17, Reihe 8, Preisindizes für gewerbliche Produkte:
Fachserie 17, Reihe 2; Berechnungen und Schätzungen des ifo Instituts.

Abbildung 2.1

Basar-Ökonomie
Die Komponenten der Zunahme der deutschen Industrieproduktion

(verarbeitendes Gewerbe) von 1995 – 2003, 1995 = 100
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tionswert von 1995 bis 2003 um 18,3% gestiegen ist, was unge-
fähr dem Wachstum des europäischen Bruttoinlandsprodukts
entspricht, hat die reale Wertschöpfung nur um 4% zugenom-
men. Ein wachsender Teil der Zunahme der deutschen Indus-
trieproduktion ist offenbar auf eine Verlagerung von Teilen der
Vorproduktion in andere Bereiche zurückzuführen. Es wun-
dert nicht, dass die Beschäftigung in der Industrie in der
betrachteten Zeitspanne um 8,3% zurückging. 

Die Frage ist, wohin die Vorproduktion verlagert wurde.
Grundsätzlich kommen andere inländische Sektoren und aus-
ländische Sektoren in Frage. Dass insbesondere letztere von
Bedeutung sind, zeigt die oberste der in dem Diagramm darge-
stellten Kurven, die die Entwicklung des realen Vorleistungs-
imports der Industrie zeigt. Dieser Import stieg in der kurzen
Zeitspanne von 1995 bis 2003 um 45%, also mehr als elfmal so
schnell wie die industrielle Wertschöpfung und mehr als dop-
pelt so schnell wie die Industrieproduktion. Konjunkturell
bedingt ging der Import zwar in den Jahren 2002 und 2003
etwas zurück, aber der Trend ist wahrhaft dramatisch. Er
reflektiert die Flucht der deutschen Industrie nach Osteuropa
und anderswohin, die in den vorherigen Abschnitten beschrie-
ben wurde.8

Der Wertanteil, den die deutsche Industrie an der realen
Zunahme ihrer eigenen Produktion hatte, betrug in den Jahren
von 1995 bis 2003 gerade einmal 11%. 38% entfallen auf
zusätzliche Vorleistungen aus anderen inländischen Branchen,
und 51% gehen auf zusätzliche Vorleistungen aus dem Ausland
zurück.9 Dabei resultieren die 38%, die auf die inländischen
Branchen entfallen, vornehmlich daraus, dass die inländischen
Vorleistungen etwa so rasch gewachsen sind wie die Produk-
tion; sie stellen also keinerlei Besonderheit dar. Die inländi-
schen Vorprodukte nahmen, wie die Abbildung zeigt, nur
wenig schneller zu als die Produktion selbst. Bemerkenswert
sind jedoch die 51% der Zunahme der realen Industrieproduk-
tion, die auf Vorleistungen aus dem Ausland zurückzuführen
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sind, denn der Anteil dieser Vorleistungen ist in der betrachte-
ten Zeitspanne sehr stark gestiegen. 

Die schraffierten Teile des Kuchendiagramms erklären, zu
welchen Anteilen die Wertschöpfung der Industrie durch ande-
re inländische Sektoren und durch das Ausland verdrängt wur-
de. Hätten alle drei Komponenten der Industrieproduktion,
also die eigene Wertschöpfung, die Vorleistungen von anderen
inländischen Sektoren und die Vorleistungen aus dem Ausland,
sich in fester Proportion verändert, so hätte der Anteil der eige-
nen Wertschöpfung der Industrie am Zuwachs der Industrie-
produktion bei 49% gelegen. Dass dieser Anteil in Wahrheit
nur 11% beträgt, wird zu 8 Prozentpunkten durch eine Ver-
stärkung des inländischen Outsourcing und zu 30 Prozent-
punkten durch eine Verlagerung von Vorleistungsteilen ins Aus-
land erklärt. Die Abnahme der Fertigungstiefe der Industrie seit
1995 ist also zu vier Fünfteln auf die Verlagerung ins Ausland
und nur zu einem Fünftel auf die Verlagerung in andere inlän-
dische Sektoren zurückzuführen, die nicht zur Industrie zählen. 

Viele Beobachter behaupten, die Produktionsverlagerung
der Industrie ins Ausland sei gesund für die deutsche Volks-
wirtschaft. Wenn es auf diese Weise gelinge, Menschen im
Inland für Tätigkeiten im Dienstleistungsgewerbe und anders-
wo freizusetzen, wo Arbeitskräfte dringend gebraucht werden,
steige die Wohlfahrt in allen beteiligten Ländern. Die Idee ist
sozusagen, dass nicht industrielle Sektoren wie die lokale Bau-
wirtschaft oder das Dienstleistungsgewerbe händeringend nach
Arbeitskräften suchen, die sie nur finden können, indem sie die
Industrie, die ja schließlich auch im Ausland produzieren kann,
auf dem Wege nachfrageinduzierter Lohnsteigerungen aus dem
Land vertreiben. Die Chinesen und Polen machen die niederen
industriellen Fließbandarbeiten,  und wir reservieren die höher-
wertigen und besser bezahlten Tätigkeiten für uns.

Der tatsächlichen Sachlage wird diese Einschätzung der
Dinge aber nicht gerecht. Würden Outsourcing und Offsho-
ring im volkswirtschaftlich richtigen Umfang betrieben, so gin-
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gen sie nicht mit einer Zunahme der Arbeitslosigkeit einher,
wie wir sie in Deutschland seit 30 Jahren zu beklagen haben.
Tatsache ist, dass nur ein kleiner Teil der in der deutschen
Industrie freigesetzten Arbeitskräfte von anderen Sektoren der
Wirtschaft aufgesogen wird. Auch in der betrachteten Zeit-
spanne von 1995 bis 2003 war das so. In dieser Periode ging die
Gesamtzahl der im produzierenden Gewerbe (ohne Bau)
geleisteten Arbeitsstunden um 1,9 Milliarden oder knapp 14 %
zurück, doch stieg die in anderen Sektoren geleistete Arbeits-
zeit nur um 290 Millionen Stunden (0,7%), also um nur etwa
ein Siebtel dessen, was verloren ging.10 Sechs Siebtel der von
1995 bis 2003 in der Industrie entfallenen Arbeitszeit wurden
anderweitig nicht mehr verwendet.

Das ist die etwas komplizierte Wahrheit: Eine Entwicklung,
die vom Grundsatz her positiv gesehen werden kann, ist maß-
los übertrieben und geht weit über das Optimum, das in den
Lehrbüchern der reinen Außenhandelstheorie beschrieben
wird, hinaus.

Der Grund hierfür liegt, wie weiter unten noch näher aus-
geführt wird, in den künstlichen Einflüssen, von denen die
deutschen Lohnstrukturen bestimmt werden. Es sind nämlich
nicht die anderen Sektoren, die durch ihre Nachfrage nach
Arbeitskräften die Löhne hochtreiben und deshalb die Indus-
trie zum Ausweichen ins Ausland zwingen. Vielmehr sind die
Gewerkschaften und die Lohnkonkurrenz des Sozialstaates
hierfür verantwortlich. Und statt der anderen Wirtschafts-
sektoren nimmt der Sozialstaat die von der Industrie freige-
setzten Arbeitskräfte auf. 

Sicher: Nimmt man die deutschen Lohnstrukturen und die
institutionellen Gründe, die sie verfestigt haben, als gegeben
an, kann die Verlagerung der Wertschöpfung ins Ausland inso-
fern begrüßt werden, als die deutsche Industrie andernfalls
vielleicht überhaupt nicht mit der asiatischen Konkurrenz
fertig würde und dem Untergang geweiht wäre. Insofern kann
man von Glück sagen, dass die Osterweiterung der Industrie
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die Möglichkeit gegeben hat, dem asiatischen Kostendruck
auszuweichen. 

Dennoch ist die Reaktion der deutschen Industrie nicht die
wirklich beste Lösung für die deutsche Volkswirtschaft. Noch
viel besser wäre es, wenn die Lohnstrukturen flexibel wären,
denn dann wäre die Produktionsverlagerung ins Ausland erstens
nicht so stark, und zweitens entstünden in der Bauwirtschaft und
im Dienstleistungsgewerbe gerade genug Stellen, um die in der
Industrie freigesetzten Arbeitskräfte aufzusaugen. Per saldo
käme es dann nicht zu einer Zunahme der Arbeitslosigkeit, und
das Volkseinkommen der Deutschen stiege als Folge der
Globalisierung und der Produktionsverlagerung ins Ausland. 

Unter den gegebenen Verhältnissen ist eine solche günstige
Interpretation aber nicht möglich. Die Wachstumsschwäche
unseres Landes, über die in Kapitel 1 bereits ausführlich berich-
tet wurde, ist eindeutig. Ein Land, dessen Wachstumsrate die
niedrigste in ganz Europa ist, das mehr und mehr Arbeitslosig-
keit aufbaut und das nach und nach von einem Land nach dem
anderen überholt wird, muss etwas falsch machen. Deutschland
hat es in den letzten Jahren nicht mehr geschafft, flexibel auf die
Kräfte der Globalisierung zu reagieren und diese Kräfte zum
eigenen Vorteil zu nutzen. Die Historiker werden sich später,
wenn jedermann die schädlichen Konsequenzen des Prozesses
sieht, der unser Land erfasst hat, die Köpfe darüber zerbrechen,
warum es nicht möglich war, die Gefahren rechtzeitig zu
erkennen und ihnen entgegenzuwirken. 

Exporte und Wettbewerbsfähigkeit:
ein schwieriges Thema 

Viele Deutsche sehen die Gefahren nicht, oder sie wollen sie
nicht sehen. Sie glauben noch immer, dass sie das alles nichts
angehe, dass die deutsche Wirtschaft robust genug sei, die
internationalen Wettbewerber in die Flucht zu schlagen. Bevor
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der Putz nicht von den Wänden fällt, bleiben die Warnungen
der Ökonomen Schall und Rauch. 

Aber Vorsicht, da unsere Häuser gut gebaut sind, könnten
die Reaktionen zu spät kommen, wenn man darauf wartet, bis
man die Probleme mit bloßem Auge erkennen kann. Auch die
DDR hat noch sehr lange von der Substanz leben können, bis
eine breite Mehrheit der Menschen den Irrweg bemerkt hat. So
weit sollte man es jetzt nicht wieder kommen lassen. Deshalb
muss man die Fakten zur Kenntnis nehmen, die die Statistik
bereits heute liefert. Die Zahlen und Kurven auf dem Papier
zeigen die Schadstellen und Gefährdungen zehn Jahre früher,
als es der Zustand unserer Immobilien und der öffentlichen
Infrastruktur vermag, und diesen Erkenntnisvorsprung gilt es
zu nutzen. 

Irritiert wird die Öffentlichkeit durch die gelegentlich ver-
tretene Behauptung, so schlimm könne es mit Deutschlands
Wirtschaft doch nicht stehen, denn immerhin sei dieses Land
Exportweltmeister. Ein Land, das Exportweltmeister sei, kön-
ne schwerlich an einer schwindenden Wettbewerbsfähigkeit
leiden. Deshalb sei ein Kurswechsel bei der Lohn- und Sozial-
politik unnötig. 

Richtig ist an dieser Position, dass Deutschland im Jahr 2003
tatsächlich die höchsten nominalen Warenexporte unter allen
Ländern hatte. Mit seinem Exportvolumen lag Deutschland
noch vor den USA und Japan. Das ist zwar in der Tat bemer-
kenswert, aber dennoch ist eine Entwarnung nicht angebracht.
Die Sachlage stellt sich bei näherem Hinsehen nämlich ganz
anders dar, als sie zunächst erscheinen mag. 

Erstens bezieht sich dieser Titel nur auf die gehandelten
Güter und nicht auf Dienstleistungen wie Tourismus, Finanz-
dienstleistungen, den Verkauf von Software und Ähnliches.
Bezüglich des Gesamtexports lagen die USA ganz klar vorne.

Zweitens ist der Meisterschaftstitel nicht neu. Deutschland
war auch schon früher Exportweltmeister, so zum Beispiel in
der Zeit vor der deutschen Vereinigung. Dass Deutschland

79



beim Export stark ist, weiß man ja. Die Frage ist, ob unser Land
seine Position halten kann, ob sich der Exportanteil im Laufe
der Zeit vergrößert oder verkleinert. Tatsächlich nimmt der
deutsche Weltmarktanteil an den Warenexporten strukturell
ab. Abbildung 2.2 zeigt die Entwicklung dieses Anteils von
1960 bis 2003. Dabei ist vor und nach der deutschen Vereini-
gung stets das Rechtsgebiet der Bundesrepublik Deutschland
dargestellt. Weder der innerdeutsche Handel noch der Außen-
handel der DDR sind erfasst. Man erkennt, dass der deutsche
Anteil an den Warenexporten bis etwa 1970 laufend stieg und
in der Spitze einen Wert von rund 13% erreichte. Das war die
Phase des deutschen Wirtschaftswunders, in der die vom Krieg
zerstörte deutsche Industrie wieder in die Weltmärkte zurück-
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Abbildung 2.2

Quelle: 1960 – 1998, Direction of Trade Statistics, verschiedene Ausgaben; 
1999 – 2003; IMF, International Financial Statistics März 2004, S. 70. 2003 in
Euro und in Kaufkraftparität: ifo-Schätzung; Exporte f.o.b. in US-$, Anteile in %.
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kehrte und die deutschen Waren ihren Siegeszug antraten.
Seitdem ging die Reise wieder bergab. Das liegt nicht nur
daran, dass sich Länder wie China oder Indien inzwischen stär-
ker beteiligen, sondern auch daran, dass Deutschland im Ver-
gleich zu anderen entwickelten Ländern etwas an Boden verlo-
ren hat. So fiel zum Beispiel der Anteil des deutschen Exports
am Export aller Länder, die später den Euro eingeführt haben,
von 33,0% im Jahr 1990 auf 31,8% im Jahr 2003.11

Drittens wird die Entwicklung des Weltmarktanteils der
deutschen Exporte in extremem Umfang von Wechselkursän-
derungen beeinflusst, ohne dass damit notwendigerweise reale
Phänomene erfasst würden. Wechselkursänderungen führen zu
entgegengerichteten und zeitlich verschobenen Preis- und
Mengenreaktionen bei den Exportwerten. Kurzfristig domi-
niert immer die Wertreaktion, langfristig dominiert die Men-
genreaktion. So hat die Aufwertung des Euro von durchschnitt-
lich 90 US Cent im Jahr 2001 auf 1,13 Dollar im Jahr 2003 für sich
genommen bereits zu einer Zunahme des Dollarwertes der deut-
schen Exporte von 26% geführt. Der Wertanteil der deutschen
Warenexporte des Jahres 2003 am Gesamtwert der in Dollar aus-
gedrückten Warenexporte aller Länder lag aus diesem Grunde
um 1,8 Prozentpunkte höher, als wenn es die Euro-Aufwertung
nicht gegeben hätte. Selbst die Exporte Deutschlands in den
Euroraum, die ja von Wechselkursänderungen überhaupt nicht
berührt waren, wurden auf diese Weise rechnerisch aufgebläht,
zwar nicht in Relation zu den anderen Euroländern, wohl aber
in Relation zum Rest der Welt. Es könnte ohne die Euro-Auf-
wertung auch nicht die Rede davon sein, dass Deutschland
Exportweltmeister bei den Waren war. Der Wert der amerika-
nischen Warenexporte wäre dann nämlich im Jahr 2003 um 
22% höher gewesen als jener der deutschen Warenexporte. 

Der amerikanische Weltmarktanteil lag im Jahr 2003 tat-
sächlich bei 9,8%, und der deutsche lag bei 10,1%. Ohne die
Aufwertung des Euro seit 2001 hätte der amerikanische Anteil
im Jahr 2003 bei 10,1%, und der deutsche bei nur 8,3% gele-
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gen, immer unter der Voraussetzung gleicher Exportwerte in
jeweils heimischer Währung gerechnet. 

Nun kann man freilich darauf verweisen, dass der Euro im
Jahr 2001 wahrscheinlich unterbewertet war und der Wechsel-
kurs dieses Jahres auch nicht die richtige Bezugsbasis ist. Des-
halb mag es sinnvoller sein, die OECD-Kaufkraftparität zu Rate
zu ziehen, die für das Jahr 2003 einen Dollarwert des Euro von
1,02 angibt. Die Kaufkraftparität der OECD ist jener Wechsel-
kurs, der einen wohldefinierten Warenkorb in Europa und 
den USA gleich teuer macht. Aber auch das ändert nicht viel 
am Ergebnis. Hätte der Eurokurs im Jahr 2003 genau der 
OECD-Kaufkraftparität entsprochen, so hätte der Warenex-
portanteil Deutschlands mit einem Wert von 9,3% im Jahr 2003
immerhin noch um 0,8 Prozentpunkte unter dem in der Zeich-
nung ausgewiesenen Wert gelegen, und der Wertanteil der ame-
rikanischen Warenexporte hätte genau bei 10% gelegen. Auch
insofern ist der Jubel über den deutschen Weltmeistertitel viel-
leicht doch etwas verfrüht. 

Das ist er umso mehr, weil als Folge der Euro-Aufwertung
mit einer Verlangsamung des mengenmäßigen Exportwachs-
tums in Relation zu den Ländern des Dollarraums zu rechnen
ist, denn eine Aufwertung heißt ja, dass die deutschen Waren
im Ausland teurer werden und dass der deutsche Export men-
genmäßig langsamer anwachsen wird als der Export von Nicht-
Euro-Ländern. Im Mittel überwiegt der negative Mengenef-
fekt bei den Exporten den bloßen Wertänderungseffekt nach
etwa zwei Jahren. Dann ist aus dem gleichen Grund, der
Deutschland jetzt zum Weltmeister gemacht hat, wieder mit
einer Senkung des Exportanteils zu rechnen. 

Viertens ist es viel zu ungenau, von der Wettbewerbsfähig-
keit Deutschlands zu reden, wenn man die wirtschaftlichen
Probleme unseres Landes verstehen will. Die Höhe der
Exporterfolge besagt jedenfalls schon deshalb nicht allzu viel,
weil wir zunehmend Güter exportieren, die wir zu erheblichen
Teilen im Ausland haben fabrizieren lassen. Der Audi, der von
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Ingolstadt nach Amerika exportiert wird, zählt mit seinem vol-
len Marktwert zum deutschen Export, obwohl der Motor und
andere werthaltige Aggregate aus Osteuropa zugeliefert wur-
den. Genauso ist es mit dem aus Leipzig ins Ausland geliefer-
ten Porsche-Cayenne, der fast vollständig in der Slowakei pro-
duziert wird. Die internationalen Erfolge von Audi und
Porsche sind Zeichen der Wettbewerbsfähigkeit der Firmen im
Sinne von Trägern bestimmter Marken, nicht aber Zeichen der
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Arbeit. Es sei noch einmal
wiederholt: Von 1995 bis 2003 ging die Zahl der im produzie-
renden Gewerbe geleisteten Arbeitsstunden um 1,9 Milliarden
zurück, während im Rest der Wirtschaft nur 290 Millionen
Stunden mehr geleistet wurden. Das ist das Problem. 

Eine Basar-Ökonomie kann eine wundervolle Exportstatis-
tik haben, ohne dass dies als Beleg für ihre Stärke als Industrie-
standort angesehen werden kann. Hongkong ist ein Beispiel für
eine ausgereifte Basar-Ökonomie. Die Stadt hatte im Jahr 2003
ein Exportvolumen in Höhe von 166% seines eigenen Brutto-
inlandsprodukts. Aber niemand würde daraus schließen, dass
Hongkong ein wichtiger Industriestandort ist oder dass Hong-
kongs Industriearbeiter besonders wettbewerbsfähig sind.
Wenn überhaupt, so gibt das Exportvolumen Auskunft über die
Wettbewerbsfähigkeit eines Landes als Warenumschlagplatz,
eben als Basar. Über die Wettbewerbsfähigkeit als Industrie-
standort oder die Wettbewerbsfähigkeit seiner Arbeitnehmer
sagt es wenig. 

Klar. Deutschland ist nicht Hongkong. Unsere Exportquo-
te lag im Jahr 2003 auch »nur« bei 36%. Aber dennoch hat sich
hier, wie im vorigen Abschnitt dargelegt, der Anteil der aus dem
Ausland stammenden industriellen Vorprodukte seit Mitte der
neunziger Jahre stark vergrößert. Da die exportierten Indus-
triegüter sich in dieser Hinsicht nicht von den an inländische
Abnehmer gelieferten Industriegütern unterscheiden, ist es nun
einmal so, dass ein immer größerer Wertanteil der industriel-
len Exporte Deutschlands im Ausland produziert wird.12
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Hätten sich nur die von der Industrie eingekauften Vorpro-
dukte von inländischen Lieferanten auf ausländische Lieferan-
ten verlagert, wäre das für sich genommen nicht besonders
bemerkenswert. Schließlich wird auch ein wachsender Anteil
der Industrieproduktion exportiert. Die Zunahme der Aus-
landsverflechtung ist der normale Trend dieser Zeit, der sich
aus der internationalen Integration der Märkte ergibt. Ein
immer größerer Teil der Industrieproduktion wird exportiert,
und die privaten Haushalte und Firmen beziehen einen immer
größeren Teil der Waren, die sie einkaufen, aus dem Ausland. 

So war es aber nicht, denn die zusätzlichen Vorleistungen
aus dem Ausland führten zu einer Verringerung der Ferti-
gungstiefe in Deutschland. Sie gingen ausschließlich zu Lasten
der eigenen Wertschöpfung der deutschen Industrie, und nicht
etwa zu Lasten der Käufe der Industrie in anderen inländischen
Sektoren. Erhebliche Produktionsteile sind ersatzlos ins Aus-
land verlagert worden mit der Folge, dass sich die industrielle
Wertschöpfung, also der Beitrag der Industrie zum Bruttoin-
landsprodukt und zu den in Deutschland verdienten Einkom-
men, in den letzten Jahren kaum noch erhöht hat. 4% reales
Wachstum in den acht Jahren von 1995 bis 2003 sind einfach
nicht genug, als dass man damit auch nur halbwegs zufrieden
sein könnte. Zufrieden kann man auch nicht darüber sein, dass
die Industriebeschäftigung in derselben Zeitspanne um 8,3%
abnahm. All dies schlägt sich nicht in einer Verringerung der
Exportziffern nieder. Deutschland ist Waren-Exportweltmeis-
ter und verliert dennoch bei der industriellen Wertschöpfung
laufend an Boden. 

Wettbewerbsfähigkeit und Exportüberschuss

Es hilft auch nichts, statt auf das Exportvolumen auf den Saldo
zwischen Exporten und Importen, also den Leistungsbilanz-
überschuss, zu schauen. Auch dieser Saldo gibt für die Beurtei-
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lung der Wettbewerbsfähigkeit des deutschen Industriestand-
orts nichts, aber auch gar nichts her. Nur ökonomische Laien
könnten eine solche Vermutung hegen. 

Richtig ist, dass Deutschland seit 2001 wieder einen Leis-
tungsbilanzüberschuss hat, nachdem die Leistungsbilanz ein
Jahrzehnt im Defizit war. Im Jahr 2003 lag dieser Überschuss bei
schätzungsweise 46,8 Milliarden Euro oder 2,2% des deutschen
Bruttoinlandsproduktes. Aber das besagt herzlich wenig.13 

Zunächst muss man nämlich abermals auf die Aufwertung
des Euro von 2001 bis 2003 verweisen, die, wie erwähnt, 26%
betrug. Sie hat den Euro-Wert der Importe erheblich verrin-
gert, denn ein Großteil der Importe ist in Dollar fakturiert. Die-
se Importe sind mit einem um 21% kleineren Euro-Wert in der
deutschen Außenhandelsbilanz dargestellt worden, als wenn es
die Aufwertung nicht gegeben hätte. Im Jahr 2001 lag der Über-
schuss der deutschen Leistungsbilanz bei knapp 2 Milliarden
Euro. Der Anstieg des Überschusses bis zum Jahr 2003 ist
zumindest teilweise durch diesen Effekt hervorgerufen worden.
Empirisch ist es immer so, dass nach einer Aufwertung zunächst
ein Überschuss in der Leistungsbilanz entsteht, weil es eine
gewisse Zeit braucht, bis die ausländischen Käufer auf die
Verteuerung der deutschen Waren durch die Aufwertung mit
einer Kaufzurückhaltung reagieren. Erst nach einer Weile ent-
steht durch die Aufwertung ein Defizit in der Leistungsbilanz.
Man spricht hier vom J-Kurven-Effekt, weil die Kurve, die den
Zeitpfad des Defizits darstellt, sich erst in den negativen und
dann in den positiven Bereich bewegt, wie bei einem J, das etwas
nach rechts gekippt mitten auf die Nullachse gelegt wird. 

Des Weiteren muss man den Effekt der deutschen Wachs-
tumsschwäche auf die Importe bedenken. Auf den ersten Blick
scheint ein Land immer dann an Wettbewerbsfähigkeit zu
gewinnen, wenn der Leistungsbilanzüberschuss steigt. In
Wahrheit kann der wachsende Überschuss aber auch durch
inländische Verluste in Form eines Zurückbleibens der inländi-
schen Wertschöpfung im Vergleich zu anderen Ländern verur-
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sacht werden, das selbst auf eine Verringerung der Wettbe-
werbsfähigkeit zurückzuführen ist. Weniger Zuwachs bei der
Wertschöpfung impliziert weniger Zuwachs der Kaufkraft und
weniger zusätzliche Konsumgüterkäufe, auch weniger zusätzli-
che Konsumgüterkäufe aus dem Ausland. Das erhöht den Leis-
tungsbilanzüberschuss. Der Leistungsbilanzüberschuss steigt,
weil die Wettbewerbsfähigkeit schwindet. 

Das klingt paradox, ist aber eine ökonomische Binsenweis-
heit. Die Zunahme des Außenhandelsüberschusses als Folge
einer Wirtschaftsflaute ist der Kern eines jeden keynesiani-
schen Außenhandelsmodells. Gerade die Meinungsführer der
Linken, die ja sonst immer mit keynesianischen Argumenten
operieren, sollten diesen Zusammenhang beherzigen, wenn sie
auf den Exportüberschuss Deutschlands verweisen. 

Hinzu kommt die Rolle der Kapitalexporte, die sich im Über-
schuss der Leistungsbilanz widerspiegeln. Selbst wenn es den 
J-Kurven-Effekt und den negativen Einkommenseffekt auf die
Importe nicht gegeben hätte, wäre der Saldo der Leistungsbi-
lanz nicht als Indikator der Wettbewerbsfähigkeit interpretier-
bar. Das folgt schon daraus, dass dieser Saldo definitorisch dem
Netto-Kapitalexport eines Landes gleicht, wenn man von inter-
nationalen Schenkungen einmal absieht. Ob ein Land einen
Überschuss in der Leistungsbilanz hat oder Kapital exportiert,
lässt sich zwar semantisch, nicht aber inhaltlich unterscheiden,
denn der Überschuss an Leistungen, die gegenüber dem Aus-
land erbracht werden, wird dem Ausland im Austausch für
Aktien, festverzinsliche Wertpapiere, Kreditforderungen und
reale Vermögensobjekte verkauft. Es kann sein, dass ein ander-
weitig verursachter Überschuss der Leistungsbilanz den Kapi-
talexport als Residuum impliziert, es kann aber auch sein, dass
der Kapitalexport die Leistungsbilanz treibt. Welcher dieser Fäl-
le auch immer vorliegt: Gleich sind die beiden Größen immer.
Der deutsche Leistungsbilanzüberschuss gleicht dem Kapital-
export unseres Landes und ist damit indirekt auch ein Maß für
die Zahl der Arbeitsplätze, die ins Ausland verlagert werden.
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Es spricht vieles dafür, dass das Leistungsbilanzdefizit in den
neunziger Jahren durch den Kreditbedarf für den Aufbau der
neuen Länder und der neuerliche Überschuss zumindest in Tei-
len durch eine Kapitalflucht aus Deutschland verursacht war.14

Zu den im Ausland erworbenen Vermögensobjekten gehören
nämlich nicht zuletzt die vielen Firmen und Niederlassungen,
die deutsche Unternehmen dort aufbauen. Und die zusätzlichen
Kreditforderungen, die Deutsche gegenüber Ausländern
erwerben, umschließen die ergänzenden Kredite, die diesen
Unternehmen für ihr Auslandsengagement gewährt werden,
sowie die Kredite, die die deutschen Banken an Ausländer ver-
geben, weil sie im Ausland wegen des höheren Kreditbedarfs für
lukrative Investitionen höhere Zinseinnahmen verdienen kön-
nen. Im Hinblick auf Osteuropa ist dieser Zusammenhang
offenkundig. Die osteuropäischen Länder haben sehr große
Leistungsbilanzdefizite, weil sie das Kapital der Welt für den
Aufbau ihrer Wirtschaft anlocken, indem sie niedrige Löhne
und hohe Kapitalrenditen bieten. Diesen Defiziten stehen Leis-
tungsbilanzüberschüsse der Kapital exportierenden Länder
gegenüber, zu denen Deutschland an vorderster Front gehört. 

Ein Land, dem Kapital davonläuft, wie es bei Deutschland
derzeit der Fall ist, muss einen Überschuss in der Leistungsbi-
lanz haben. Der Überschuss kann durch einen direkten Export
von Maschinen entstehen, die in Deutschland produziert und
im Ausland aufgestellt werden. Noch häufiger kommt er auf
indirektem Wege zustande, indem als Folge eines Exports von
Finanzkapital Investitionsgüterkäufe vom Inland auf das Aus-
land verlagert werden. Die Verlagerung verbilligt die Investi-
tionsgüter im Inland und verteuert sie im Ausland, und als Fol-
ge werden dann die Handelsströme vom Inland ins Ausland
umgelenkt, was ebenfalls ein Mehr an Güterexporten bedeutet.
Das Kapital exportierende Land erzielt einen Leistungsbilanz-
überschuss, weil es billiger wird. Seine Inflationsrate sinkt, oder
seine Währung wird abgewertet. Demgegenüber verteuert ein
Land, das Kapital importiert, seine Waren durch Inflation oder
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Aufwertung und hat ein Defizit in der Leistungsbilanz. Auch
dieses Faktum darf man bei der Interpretation der Daten nicht
übersehen.15

Deutschland ist heute eindeutig in der Situation der relati-
ven Verbilligung seiner Waren im Vergleich zu den anderen
Euro-Ländern. Das Land erlebt eine so genannte reale Abwer-
tung, weil eine formelle Abwertung im Euro-Verbund nicht
mehr möglich ist. In den ersten fünf Jahren nach der Einfüh-
rung der Währungsunion lag die deutsche Inflationsrate bei 
1,3%, während der Durchschnitt der Euro-Länder bei 2,0%
lag, und im Jahr 2003 betrug die deutsche Inflationsrate nur
noch 1,0%. Verschiedentlich wird sogar die Befürchtung geäu-
ßert, dass Deutschland in den nächsten Jahren eine Deflation
der Güterpreise erleben könnte. Das alles spricht wahrlich
nicht dafür, dass dieses Land der Standort ist, um den sich die
Investoren reißen. 

Ob ein Land wettbewerbsfähig ist, kann man eben nicht an
seiner Leistungsbilanz erkennen, und schon gar nicht bietet die-
se Bilanz eine Antwort auf die Frage, ob die Arbeitplätze dieses
Landes wettbewerbsfähig sind. Wenn die Wettbewerbsfähig-
keit in einem allgemeinen Sinne steigt, dann mag das Land zwar
mehr exportieren. Aber es wird auch mehr Güter importieren,
weil es ein höheres Einkommen hat und sich deshalb mehr aus-
ländische Konsumgüter leistet oder weil es seinen Kapitalstock
mittels ausländischer Finanzmittel schneller ausweiten möchte,
als es das auf dem Wege der eigenen Ersparnis vermag. Wie sich
dabei der Saldo der beiden Größen verändert, hat mit der Wett-
bewerbsfähigkeit des Landes nichts zu tun. 

Die Sprache der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung,
die der keynesianischen Wirtschaftsanalyse entstammt, verlei-
tet Nichtökonomen leider vielfach zu einer Missinterpretation
der Fakten. So spricht man in der konjunkturellen Analyse von
einem „positiven Außenbeitrag“ oder auch einem „Wachstums-
beitrag“ des Außenhandels, wenn die Exporte schneller als die
Importe wachsen, weil damit per saldo aus dem Ausland Nach-
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frage auf das Inland zukommt. Das klingt dann für den Laien
so, als sei damit ein Gewinn für die deutsche Volkswirtschaft
verbunden. In Wahrheit ist diese Interpretation allenfalls in der
konjunkturellen Analyse angebracht, nämlich wenn es um eine
Verbesserung des Auslastungsgrades der Wirtschaft geht. Für
eine Beurteilung der strukturellen Effekte des Wachstums, wie
sie sich in der Veränderung von Produktionskapazitäten
niederschlagen, gibt die Zunahme des Außenbeitrags schon
deshalb nichts her, weil sie normalerweise zu Lasten des Bei-
trags der Binnensektoren stattfindet, denen Arbeit und Kapital
entzogen werden. Weder die Leistungsbilanz noch die Export-
statistik lässt die Schlüsse zu, die die vielen politisch motivier-
ten Laienprediger, die sich in der Öffentlichkeit äußern, gerne
ziehen möchten. 

Die Aggregatzahlen aus der Außenhandelsstatistik bieten
insbesondere keinerlei Information bezüglich der Wettbe-
werbsfähigkeit der deutschen Arbeitnehmer. Die Wettbewerbs-
fähigkeit der deutschen Arbeitnehmer kann man nur an einer
Größe sicher erkennen, und das ist die Arbeitslosigkeit selbst.
Wenn sie steigt, hat sich die Wettbewerbsfähigkeit verschlech-
tert, und wenn sie fällt, dann hat sie sich verbessert. Derzeit 
sind bald viereinhalb Millionen Deutsche arbeitslos. Vierein-
halb Millionen Deutsche sind nicht mehr wettbewerbsfähig. 

Der DAX im Wind des Turbo-Kapitalismus

Die Abwanderung von Kapital, die hinter dem deutschen Leis-
tungsbilanzüberschuss steckt, zeigt sich nur zu einem geringen
Teil in den Statistiken der Direktinvestitionen.16 Der Löwen-
anteil des internationalen Kapitalverkehrs entfällt auf Finanz-
transaktionen, also Käufe und Verkäufe von Aktien und Obli-
gationen sowie internationale Kreditgeschäfte. Wenn ein Land
wie Deutschland Finanzkapital exportiert, dann ermöglicht es
den Firmen anderer Länder, den Kauf von Maschinen, Bauten

89



und ähnlichen Investitionsgütern zu finanzieren und somit
mehr Realkapital zu bilden, mehr Arbeitsplätze zu schaffen und
schneller zu wachsen, als es aus eigener Kraft möglich gewesen
wäre. Auf diese Weise geht der deutschen Wirtschaft wesentlich
mehr Kapital verloren als durch die Direktinvestitionen, über
die oben berichtet wurde. Die Standortverlagerung findet fast
unmerklich und unspektakulär statt, weil sie nicht mit einer ein-
deutig zu benennenden Investition in anderen Ländern einher-
geht. Dennoch ist sie viel umfassender als die Verlagerung durch
Direktinvestitionen und kostet sehr viel mehr Arbeitsplätze. 

Der internationale Finanzkapitalmarkt hat sich in den letz-
ten Jahren besonders rasch entwickelt, schneller noch als das
Welthandelsvolumen und viel schneller als die Produktion
selbst. Das Weltsozialprodukt wuchs (nominal) von 1990 
bis 2002 um 50%. Die internationalen Handelsströme nahmen
wertmäßig in der gleichen Zeitspanne um fast das Doppelte,
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nämlich 90%, zu, und das Volumen der internationalen
Finanztransaktionen wuchs in Europa und Zentralasien um
unglaubliche 1.042%, also in Worten: eintausendundzweiund-
vierzig Prozent. Das ist gemeint, wenn man vom Turbo-Kapi-
talismus spricht.17

Den deutschen Aktienmärkten weht der Wind des Turbo-
Kapitalismus besonders stark entgegen. Nach dem Platzen 
der TMT-Blase, also dem jähen Ende des Höhenflugs der
Aktien aus dem Bereich Technologie, Medien und Telekom-
munikation, sackten die einst stolzen Unternehmen an der Bör-
se in sich zusammen. Nicht nur die so genannte New Economy,
also alle Unternehmen, die mit neuen technologischen Ent-
wicklungen im weitesten Sinne zu tun haben, sondern auch die
Standardwerte sind gewaltig unter Druck geraten. Nur 1929 in
der großen Weltwirtschaftskrise hatte es einen ähnlich drama-
tischen Zusammenbruch der Kurse gegeben, wie Deutschland
ihn in den letzten Jahren beobachten musste. Aktienmärkte sind
empfindliche Seismographen, die Erschütterungen registrieren
und größere Stöße vorwegnehmen. Es steht zu hoffen, dass die
aktuellen Kursverluste nicht noch einmal die Vorboten einer
größeren Krise sind, die unser Land erschüttert. 

Abbildung 2.3 verdeutlicht die Entwicklung des deutschen
Aktienkursindexes im Vergleich mit dem Kursindex der ameri-
kanischen Wertpapiere, dem so genannten Dow Jones Index.
Man sieht, dass Deutschland von der Krise der Aktienmärkte
viel stärker erfasst ist als Amerika. Unsere Aktienkurse stiegen
zwar im Aktienboom des Jahres 2000 schneller an, fielen
danach jedoch umso stärker ab. Trotz einer gewissen Erholung
der Kurse nach dem Ende des Irak-Krieges sind viele deutsche
Aktien immer noch zu Spottpreisen zu haben. Sie werden wie
Ramschware auf den internationalen Märkten gehandelt. 

Die internationalen Finanzmärkte misstrauen Deutschland,
der deutschen Wirtschaft und der deutschen Politik. Das hat
sich vor kurzem niemand vorstellen können. Die Aktien der
Elite der deutschen Industrielandschaft wechselten zeitweilig
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wie heiße Kartoffeln zwischen den Händen der internationalen
Kapitalanleger hin und her. Keiner wollte sie lange haben, um
sich die Finger nicht zu verbrennen. So sehr war das weltweite
Vertrauen in den Standort Deutschland lädiert.

Parallel zu dieser Entwicklung und zum Teil auch ursächlich
für sie wurden die Stars der deutschen Wirtschaft von den
internationalen Rating-Agenturen Moody’s und Standard &
Poor’s abgewertet. So mussten selbst so renommierte Firmen
wie die Allianz, die Münchener Rück, die Dresdner Bank, die
HVB Gruppe und die Commerzbank Herabstufungen hinneh-
men. Die Aktien der Firma Thyssen wurden durch die Herab-
stufung auf Baa1, was der zehnten Rangstufe entspricht, in die
Nähe von Junk Bonds, also Schrottpapieren, gerückt. 

Das alles ist nicht nur erniedrigend für die angeblich stärk-
ste Wirtschaft des europäischen Kontinents, es ist auch gefähr-
lich, denn wegen der gegenseitigen Verschachtelung der deut-
schen Industriefirmen und Banken kann es zu negativen
Kettenreaktionen über die notwendigen Bilanzkorrekturen
kommen. Die ausgewiesenen Eigenkapitalbestände fallen, die
Risiken der Aktionäre werden größer, die Aktienkurse fallen
abermals und so fort. Es entwickelt sich eine Spirale nach
unten, die man nur schwer zum Halten bringen kann. 

Den Unternehmen ist es bei den niedrigen Kursen kaum
noch möglich, sich über Kapitalerhöhungen neue Investitions-
mittel zu besorgen. Auch die Aufnahme von Fremdkapital wird
erheblich erschwert, weil jede Herabstufung seitens der Agen-
turen auf den europäischen Märkten für Schuldverschreibun-
gen, wie sie die Großfirmen oder die Banken zur eigenen
Finanzierung ausgeben, eine erhebliche Erhöhung der zu zah-
lenden Zinsen bedeutet. Das ist eine äußerst schwierige
Gemengelage. Das Eigenkapital schwindet wegen der Kursver-
luste, und der Kapitalmarkt steht eben deshalb als Lieferant
neuen Kapitals nicht mehr zur Verfügung. 

Das ist insofern paradox, als die deutschen Haushalte der-
zeit mehr denn je sparen, weil auch sie der Zukunft nicht trau-
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en und deshalb mehr Geld auf die hohe Kante legen wollen, als
sie es noch vor einiger Zeit für nötig hielten. Geld zum Inves-
tieren ist deshalb zur Genüge vorhanden. Aber die Deutschen
haben Angst davor, nach dem Aktiencrash der Jahre 2000 bis
2003 ein zweites Mal auf die Nase zu fallen, und suchen statt-
dessen lieber sichere Finanzanlagen, indem sie ihr Geld zur
Sparkasse tragen oder es mündelsicher und festverzinslich
anlegen.18 Dieses Geld fließt über die kommunizierenden Röh-
ren des internationalen Finanzkapitalmarktes in die entlegen-
sten Ecken der Welt, zumindest in entlegene Ecken Europas,
und hilft dort mit, Arbeitsplätze zu schaffen und die Wettbe-
werber der deutschen Firmen weiter zu stärken. Dies ist die
Kehrseite des deutschen Leistungsbilanzüberschusses, von
dem oben die Rede war. 

Drei Schocks auf einmal: Euro, Binnenmarkt und
Osterweiterung der EU

Viele europäische Länder sind von einer ähnlichen Entwicklung
betroffen wie Deutschland, aber die meisten lösen die Proble-
me, die mit der Globalisierung einhergehen, viel besser. Das er-
kennt man weniger an der schon erwähnten Abnahme des Anteils
der deutschen Exporte am Export der Euroländer, der seit 1990
zu verzeichnen ist, als an dem vergleichsweise geringen Wirt-
schaftswachstum,überdas inKapitel 1berichtetwurde.Deutsch-
land ist das Schlusslicht Europas und wird beim Pro-Kopf-Ein-
kommen sukzessive von einem Land nach dem anderen
überholt. Dieses beunruhigende Faktum bedarf der Erklärung.

Die Gründe dafür, dass Deutschland mehr Schwierigkeiten
mit der Globalisierung zu haben scheint als andere europäische
Länder, können unter anderem auch in der fortschreitenden
Integration der Europäischen Union gefunden werden. Diese
Integration hat nämlich den meisten Ländern mehr Vorteile als
Deutschland gebracht. 
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Die großen Gewinner der Integration sind die kleineren
Länder Europas, sie sind die neuen Tiger im Hinterhof (man
vergleiche Abbildung 1.4 aus Kapitel 1). Diese Länder waren im
alten Europa, das noch viele Handelsschranken kannte, gegen-
über Deutschland benachteiligt, weil ihre Märkte viel kleiner
als der deutsche Markt waren. Deutsche Firmen konnten dank
der großen Zahl heimischer Kunden die industrielle Groß-
serienproduktion betreiben und auf diese Weise hohe Produk-
tivitätsvorsprünge gegenüber den kleineren Ländern realisie-
ren. Von diesem Effekt hat die gesamte deutsche Industrie von
der Elektronikbranche bis zur Automobilproduktion profitiert,
und er kann als einer der wesentlichen Gründe für ihre früher
überlegene Produktivität gesehen werden. Damit ist es seit der
Schaffung des europäischen Binnenmarktes und der Abschaf-
fung sämtlicher Zollschranken nun aber vorbei. Jetzt hat auch
Luxemburg uneingeschränkten Zugang zu einem großen
Binnenmarkt, der die industrielle Großserienproduktion er-
möglicht. Die 450 Millionen Konsumenten Europas, die seit
der Osterweiterung zur EU gehören, stehen den Firmen
Luxemburgs genauso als Käufer ihrer Waren zu Verfügung wie
den deutschen Firmen. Der Binnenmarkt hilft den kleinen
Ländern, die Nachteile ihrer Kleinheit zu überwinden. Nokia
hätte es ohne Finnlands Beitritt zur EU im Jahr 1995 niemals
schaffen können, zum Marktführer der europäischen Elektro-
nikbranche zu werden, weil es den Heimvorteil von Siemens
nicht hätte aufwiegen können, und Irland hätte nicht zu einem
Zentrum der IT-Produktion werden können, wenn es nicht
über den europäischen Markt verfügt hätte. Genauso wenig
hätten Portugal oder Griechenland bevorzugte Standorte für
die industrielle Großserienproduktion der Elektro-Haushalts-
industrie werden können. In den kommenden Jahren wird es
noch viele innereuropäische Verschiebungen der Marktanteile
zu Lasten Deutschlands geben, die in ähnlicher Weise auf die
Verstärkung der europäischen Binnenkonkurrenz zurückzu-
führen sind. 
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Es ist bemerkenswert, dass sich gerade auch die Vertreter
der deutschen Wirtschaft in diesem Punkte lange getäuscht
hatten. Sie hatten stets argumentiert, Deutschland sei wegen
seiner produktiven Industrie, der nun größere Absatzmärkte
geschaffen würden, der Hauptprofiteur des europäischen
Binnenmarktes, und deshalb sei es schon in Ordnung, wenn es
der größte Nettozahler in der EU ist. Ein vergrößerter europä-
ischer Binnenmarkt werde zu einem Verdrängungswettbewerb
führen, bei dem die deutschen Firmen die größeren Marktan-
teile würden erobern können, lautete ihre These. Übersehen
hatten sie aber, dass mit der Schaffung des Binnenmarktes der
Hauptgrund für die deutschen Produktivitätsvorsprünge verlo-
ren ging und dass plötzlich auch kleinere Länder als Standorte
für industrielle Großbetriebe in Frage kamen. 

Ein ganz ähnliches Problem ist speziell für die deutsche
Wirtschaft mit der Einführung des Euro entstanden, denn der
Euro hat, wie Abbildung 2.4 zeigt, zu einer dramatischen Zins-
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konvergenz in Europa geführt. Noch 1995 lagen die lang-
fristigen Zinsen mancher europäischer Länder um vier bis fünf
Prozentpunkte über den deutschen, weil die Wechselkursun-
sicherheit damals verlangte, dass die Kreditnehmer dieser
Länder den internationalen Finanzinvestoren einen hohen Ri-
sikoaufschlag im Zins als Ausgleich für mögliche Ab-
wertungsverluste zahlten. Deutsche Firmen hatten in dieser
Zeit den großen Vorteil, dass sie unter dem Schutze der D-
Mark Finanzierungskonditionen erhielten, von denen Firmen
aus anderen europäischen Ländern nur träumen konnten.

Damit ist es nun vorbei. Schon nach der bloßen Ankündigung
des Euro und den konkreten Vorbereitungsmaßnahmen seit
dem Jahr 1995 hat sich diese Situation völlig geändert. Die Zin-
sen haben sich einander sehr schnell angenähert, und sie sind nun
praktisch alle den deutschen Zinsen gleich. Die Unterschiede
von nur 20 bis 30 Basispunkten (hundertstel Prozentpunkte) sind
nicht der Rede wert: Sie sind so klein, dass man sie in der Zeich-
nung kaum erkennen kann. Selbst der Nachzügler Griechen-
land, der den Euro verspätet einführte, hat in erheblichem
Umfang von der Zinskonvergenz profitieren können. Die Zins-
konvergenz schadet zwar den deutschen Unternehmen nicht
direkt, weil die Zinsen derzeit aus konjunkturellen Gründen nie-
drig sind, aber sie hilft den Unternehmen der anderen Länder
und beraubt die deutschen Firmen insofern eines wichtigen
Wettbewerbsvorteils, den sie im Schutze der D-Mark hatten ge-
nießen können. Mittelfristig, wenn die Konjunktur in Europa
wieder anzieht, wird man sogar damit rechnen müssen, dass die
Zinsen höher sind, als wir es früher in Deutschland gewohnt
waren, weil die von ihren Risikoprämien befreiten Länder des
restlichen Euroraums eine hohe Kapitalnachfrage entfalten wer-
den, die die Zinsen hochtreibt und Kapital, das sonst in Deutsch-
land investiert worden wäre, in diese Länder umlenkt. 

Es wurde viel darüber spekuliert, was denn der Euro für Euro-
pa wirtschaftlich bedeuten würde. Die zitierten Vorteile reichen
von einer besseren Preistransparenz bis hin zu eingesparten
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Wechselgebühren beim internationalen Handel. Der bei weitem
wichtigste Effekt, das wird immer klarer, liegt in der Zinsanglei-
chung und der Schaffung eines einheitlichen europäischen Kapi-
talmarktes, die mit der Einführung des Euro einhergingen. 

Heute gibt es in den südeuropäischen Ländern Märkte für
langfristige Festzinskredite, wie sie zuvor vor allem in Deutsch-
land üblich waren. Die deutsche Langfristkultur bei den ausge-
reichten Krediten, die es den Firmen ermöglicht, langfristige
Investitionen zu wagen und hochwertige Arbeitsplätze zu
schaffen, ist mit dem Euro nach Spanien und Portugal, um nur
zwei Beispiele zu nennen, exportiert worden. Dort verzeichnet
man zweistellige Zuwachsraten beim Kreditvolumen, während
Deutschland wegen der Eigenkapitalverluste der Banken in
einer Kreditklemme steckt, die das Investitionsvolumen redu-
ziert. Die deutschen Banken versuchen derzeit, die schlimmste
Ertragskrise der Nachkriegszeit zu meistern. Neidvoll schauen
sie auf ihre Konkurrenten in den bisherigen Hochzinsländern,
die im Gegensatz zu ihnen attraktive Zinsmargen verdienen.

Zu den Profiteuren der europäischen Integration gehören
auch die zehn weiteren europäischen Länder, die zum ersten
Mai 2004 beigetreten sind. Auch sie werden nun zu möglichen
Standorten für Firmen, die den gesamten europäischen Markt
beliefern können, und sie werden dabei ihren Lohnkostenvor-
teil ausnutzen. Derzeit liegen die Lohnkosten je Stunde in
Polen oder Tschechien bei gerade einmal einem Siebtel bis zu
einem Fünftel der westdeutschen Lohnkosten (vergleiche
Kapitel 8). Die in den letzten Jahren zu beobachtende Zurück-
haltung der Investoren in Deutschland war auch darauf zurück-
zuführen, dass viele in den Startlöchern saßen, um ihre bereits
anvisierten Standorte in Osteuropa auszubauen, sobald die
Konjunktur wieder anziehen würde. Sie können heute jenseits
der deutschen Grenzen ohne politische Beschränkungen bei
voller Rechtssicherheit produzieren, und sie können ihre
Waren zu minimalen Transportkosten und frei von jeglichen
Zollschranken in die alten EU-Länder exportieren. 
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Der Standortwettbewerb hat mit der Osterweiterung eine
ganz andere Dimension erhalten als noch vor einem Jahrzehnt,
als es die Industrie vornehmlich mit der asiatischen Niedrig-
lohnkonkurrenz zu tun hatte. Die asiatische Konkurrenz kon-
zentriert sich auf leichte Waren hohen Wertumfangs, bei
denen es nicht so wichtig ist, dass sie um den halben Globus
transportiert werden müssen. Die osteuropäische Konkurrenz
dehnt das Spektrum der Waren auf alles aus, was überhaupt
transportiert werden kann, denn die Transportwege speziell
nach Deutschland sind außerordentlich kurz. Während die
Konkurrenz in der Vergangenheit auf Waren der Elektronik-
branche konzentriert war, sind heute auch Baumaterialien, ver-
derbliche Waren, Grundstoffe der chemischen Industrie,
natürliche Rohstoffe und viele andere Waren einer neuen Nie-
driglohnkonkurrenz unterworfen. 

Und wenn die osteuropäischen Länder in Kürze auch den
Euro bekommen, wie es ihnen schon zugesagt wurde, dann
werden sie zusätzlich von den Effekten niedriger Zinsen pro-
fitieren und einen entsprechend hohen Teil des europäischen
Sparkapitals für ihre Zwecke absorbieren können. Dann wer-
den sie als umso aggressivere Wettbewerber auftreten können. 

Kurzum: Deutschland steht erst am Beginn der Schwierig-
keiten, die jetzt schon sichtbar geworden sind und die die
Arbeitslosigkeit induziert haben. Die Kräfte, die auf dieses
Land wirken, werden eine solche Wucht haben, dass sie alles
beiseite schieben, was sich ihnen in den Weg stellt. 

Internationale Arbeitsteilung:
von der Globalisierung profitieren

Deutschland muss dringend Wege finden, die Kräfte der Glo-
balisierung und der fortschreitenden europäischen Integration
so zu beherrschen und einzusetzen, dass sie keinen Schaden an-
richten und möglichst sogar nützliche Auswirkungen haben.
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Das Land muss sich der großen Herausforderung stellen, in der
es sich in dieser historischen Phase seiner Entwicklung befindet. 

Es wäre keine Lösung, die Kräfte der Globalisierung und
der europäischen Integration verhindern zu wollen. Ein sol-
cher Weg wäre absurd und schon aus politischen Gründen zum
Scheitern verurteilt. Man kann das Rad der Geschichte nicht
zurückdrehen. Der Weg wäre auch völlig falsch, weil er die rie-
sigen Chancen übersieht, die die Öffnung der Märkte für
Deutschland bietet. 

Die Schaffung größerer Märkte durch die Beseitigung von
Zoll- und Wechselkursschranken ist grundsätzlich eine Quel-
le der Wohlstandsmehrung, weil sie für alle beteiligten Län-
der Handelsgewinne und Spezialisierungsvorteile ermöglicht.
Die Länder dieser Welt haben unterschiedliche Stärken. Die
einen sind reich an Kapital, die anderen reich an Menschen,
wieder andere verfügen über guten Boden und Bodenschätze
oder über eine besonders gut ausgebildete Bevölkerung. Aus
der Unterschiedlichkeit resultieren sehr unterschiedliche
Preisverhältnisse zwischen den Gütern, solange die Grenzen
geschlossen sind, und gerade diese unterschiedlichen Preis-
verhältnisse sind die Basis für die Spezialisierungsvorteile und
Handelsgewinne, die nach einer Öffnung der Grenzen zu
erwarten sind. 

Wir Deutschen neigen dazu, Handelsgewinne eher herab-
zuwürdigen, und lassen nicht zu, dass sie auf die gleiche Stufe
wie die unmittelbaren Früchte fleißiger menschlicher Arbeit
gestellt werden. Das sind Reste überkommener Ideologien, die
sich in der Nazizeit und auch schon vorher in unseren Köpfen
eingenistet haben. Aber Handelsgewinne sind die Quelle des
menschlichen Wohlstandes an sich. Die Erfindung der Märk-
te, auf denen Waren getauscht werden konnten, war wahr-
scheinlich die größte kulturelle Leistung der Menschheit.
Dabei geht es keineswegs nur um die Gewinne der Händler
oder direkt betroffener Firmen. Solche Gewinne stehen am
Anfang, wenn der Handel neu aufgenommen wird. Durch die
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Konkurrenz der Händler und die Reaktionen der Produzenten,
die die Händler mit ihren Waren beliefern, entsteht vielmehr
die Möglichkeit, dass sich die Anbieter, seien es einzelne Men-
schen, Firmen oder ganze Länder, auf die Produktion jener
Güter konzentrieren, bei denen sie vergleichsweise günstige
Bedingungen haben und Größenvorteile in der Produktion
realisieren können. Die Vorteile kommen den am Handel
beteiligten Volkswirtschaften ganz allgemein zugute und erhö-
hen den Lebensstandard aller. 

Zu den Gewinnern der Globalisierung und der Abschaf-
fung von Zollschranken gehören insbesondere auch die Ent-
wicklungsländer, deren angebliche Ausbeutung von Nicht-
Ökonomen immer wieder behauptet wird. Die Globalisierung
hat zur Folge, dass die Einwohner Chinas, Indiens und vieler
anderer asiatischer Länder derzeit eine rasche Verbesserung
ihres Lebensstandards erfahren. Diese Verbesserung erfasst
zwar zunächst nur Teile der Länder und breitet sich mit einer
gewissen Verzögerung über die gesamte Fläche aus. Dennoch
ist sie ein erheblicher Beitrag zur Überwindung der Teilung
der Welt in Arme und Reiche. Vor 20 Jahren bestand die Welt
aus den 14% Reichen, die in den OECD-Ländern lebten, und
den 86% Armen im Rest der Welt. Mit Indien, China, den
südostasiatischen Tigerländern und den OECD-Staaten
beträgt heute der Anteil der Menschen, die in Ländern leben,
die die Armutsfalle überwunden haben, bereits 55%. Nach
einer Studie von Bhalla ist der Anteil der Menschheit, deren
Realeinkommen unter einer standardisierten Ein-Dollar-pro-
Tag-Grenze liegt, vom Jahr 1980 bis zum Jahr 2000 von 44 %
auf 13% gefallen.19

Im Kleinen sind ähnliche Vorteile auch bei den bisher rück-
ständigen Ländern Europas zu erkennen, die von der Integra-
tion in die EU profitiert haben. Auf die dramatische Entwick-
lung Irlands wurde im ersten Kapitel hingewiesen. Aber auch in
Spanien, Portugal, Griechenland und anderswo hat die EU
ähnlich segensreiche Entwicklungen eingeleitet, und dies nicht
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nur wegen der Geldmittel, die sie an diese Länder austeilte,
sondern vor allem wegen der Schaffung einer Freihandelszone.

Auch Deutschland hat zu den großen Gewinnern der
Globalisierung gehört. Es wäre ohne den Welthandel niemals
die erfolgreiche Wirtschaftsnation geworden, die es ist. Schon
zur Kaiserzeit konnten sich die deutschen Produkte inter-
nationale Märkte erobern, und es wurde uns ermöglicht, mit
den Einnahmen aus ihrem Verkauf Güter im Rest der Welt
zu erwerben, die hier zu Lande nicht oder nur unter Schwie-
rigkeiten produziert oder gefördert werden konnten. Heute
ist Deutschland trotz aller Schwierigkeiten nach wie vor der
zweitgrößte oder gar größte Exporteur auf der Welt, und es
ist gar nicht mehr vorstellbar, dass wir zu einer geschlossenen
Wirtschaftsform zurückkehren könnten. Wir wollen die vie-
len Autos, Kühlschränke oder Werkzeugmaschinen, die wir
produzieren, nicht selber nutzen, weil wir schon genug davon
haben. Wir wollen sie stattdessen verkaufen, um in der Lage
zu sein, Lebensmittel aus südlichen Ländern, Mineralöl aus
dem Nahen Osten, Erdgas aus Russland, Mobiltelefone aus
Finnland, Videorecorder aus Taiwan und nicht zuletzt touris-
tische Dienstleistungen aus aller Welt kaufen zu können. Wo
die Nischen und Spezialisierungsvorteile Deutschlands lie-
gen werden, kann man schwerlich abstrakt beschreiben,
vorausahnen oder gar politisch planen, denn das herauszu-
finden ist Aufgabe des Marktes. Die mittelständische Indus-
trie ist zur Entdeckung der Nischen in besonderem Maße
befähigt. 

Das stürmische Wachstum des Kapitalstocks in den
Schwellenländern wird es Deutschland ermöglichen, die Wis-
sensvorteile zu nutzen, die es im Bereich seiner Investitions-
güterindustrie hat, denn es wird seinen Anteil an der Liefe-
rung der Maschinen und industriellen Anlagen haben, die
diesen Kapitalstock darstellen. Bis die installierten Maschinen
selbst wieder Maschinen erzeugen können, bis also eine leis-
tungsfähige Investitionsgüterindustrie in den Schwellenlän-
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dern aufgebaut ist, wird noch viel Wasser den Rhein hin-
unterfließen. 

Auch kann Deutschland die Entwicklung zur Basar-Ökono-
mie, wie es oben schon angedeutet wurde, zum Positiven wen-
den. Unser Land kann allmählich in die Rolle einer Dreh-
scheibe beim Handel zwischen West- und Osteuropa
hineinwachsen, wo Vorprodukte der Niedriglohnländer zu
Endprodukten montiert und auf die spezifischen Belange der
Kunden adaptiert werden. Dabei kann insbesondere auch der
Markt für unternehmensnahe Dienstleistungen wachsen, der
in den letzten Jahren ohnehin eine stürmische Entwicklung
genommen hat. Das kann sich zum Vorteil entwickeln, wenn
der Abbau der industriellen Beschäftigung gebremst wird und
wenn es gelingt, beim Betrieb der Handelsdrehscheibe und
anderen Dienstleistungen mehr Stellen zu schaffen, als bei der
unmittelbaren Industrieproduktion verloren gehen. Viele Ost-
und Südosteuropäer beherrschen die deutsche Sprache, und
viele Deutsche sind dank der kommunistischen Vergangenheit
mit den slawischen Sprachen bestens vertraut. Wo, wenn nicht
hier, könnte sich der Austausch besser entwickeln? 

Wenn es klug reagiert, kann Deutschland auch heute noch
von der Globalisierung profitieren, denn es kann sich auf das
Angebot jener Güter und Dienstleistungen spezialisieren, bei
denen es nach wie vor gut positioniert ist. Solche Güter gibt
es immer, denn es ist nicht möglich, dass ein Land seine Wett-
bewerbsvorteile grundsätzlich verliert und nirgendwo mehr
mithalten kann, sodass Arbeitslosigkeit die zwangsläufige
Folge ist. Denn auch die produktivsten und besten Länder, die
mit ihren Produkten die Weltmärkte erobern, importieren
andere Güter, und diese Güter können die schwächeren Län-
der exportieren. 

Die Voraussetzung für eine erfolgreiche Reaktion auf die
Globalisierung ist freilich, dass der Marktwirtschaft freier Lauf
gelassen wird, und das heißt insbesondere, dass alle Preise und
Löhne völlig flexibel reagieren müssen, sodass Angebot und
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Nachfrage sich auf allen Märkten, insbesondere auch auf den
Arbeitsmärkten, ausgleichen können. Die von der Globalisie-
rung eingeforderten Anpassungsvorgänge können nicht im
Detail vorhergesehen werden. Nur ein völlig liberaler Ansatz,
der die Reaktion dem freien Wettbewerb anvertraut, kann die
möglichen Tauschgewinne realisieren. Wie schon der österrei-
chische Nobelpreisträger für Volkswirtschaftslehre Friedrich
August von Hayek gesagt hat, ist der Wettbewerb das beste
Entdeckungsverfahren. Deutschland wird die Herausforderun-
gen, denen es sich in dieser historischen Phase gegenübersieht,
bestehen, wenn es auf den Markt als Entdeckungsverfahren
vertraut. 

Zu hohe Lohnkosten 

Hier nun liegt aber genau das Problem, des Pudels Kern sozu-
sagen. Noch immer misstrauen starke Kräfte in unserem Land
den Marktprozessen und stemmen sich mit dem weiteren Aus-
bau des Sozialstaates, einem Ausbau der Mitbestimmung und
dem Ruf nach dem Schutz durch Gewerkschaften gegen die
Kräfte des Wettbewerbs. Viele Politiker und Gewerkschaftler
versuchen, sich dem Markt zu widersetzen, indem sie ihm
höhere Löhne aufzwingen als jene, die er von allein hervor-
bringt, oder indem sie den Strukturwandel durch Erhaltungs-
subventionen und Kündigungsschutzmaßnahmen verhindern.
Sie wollen den Markt besiegen, statt durch ihn die Ziele des
Sozialstaates zu erreichen. Das ruft die Arbeitslosigkeit hervor,
die wir beklagen, und genau das ist die eigentliche Ursache der
deutschen Misere.

Natürlich ist das Problem keineswegs trivial, denn es geht
bei vielen Betroffenen um das Einkommen, den Lebens-
standard und die eigene wirtschaftliche Existenz. Sich zu spe-
zialisieren und Handelsgewinne auszunutzen heißt regelmäßig,
dass Branchen schrumpfen und andere neu entstehen. Das ist
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mit erheblichen Friktionen und Belastungen für die Betroffe-
nen verbunden. Die Verluste der Verlierer werden zwar stets
durch die Gewinne der Gewinner überkompensiert, und lang-
fristig gehören mehr Bevölkerungsgruppen zu den Gewinnern
als kurzfristig. Dennoch gibt es stets Verlierer, die hart getrof-
fen werden. 

Man denke nur einmal an das Beispiel der Landwirte, die
seit dem 19. Jahrhundert zu den großen Verlierern des Struk-
turwandels gehörten, weil sie mit den steigenden Löhnen in
der Industrie nicht mithalten konnten. Viele Existenzen sind
auf diese Weise vernichtet worden, und es kam zu einem Ver-
drängungswettbewerb, der nur noch wenige Betriebe übrig
ließ. Noch um 1870 waren 50% der deutschen Arbeitsbevölke-
rung in der Landwirtschaft beschäftigt; heute sind es gerade
einmal 2,5%.20 Das Schrumpfen der Landwirtschaft ging nicht
ohne harte persönliche Konsequenzen bei den Landwirten
vonstatten, aber die Kinder und Kindeskinder der Landwirte,
und das sind wir fast alle, gehören zu den Gewinnern der his-
torischen Umwälzungsprozesse, die durch die überaus rasche
Globalisierung der Wirtschaft im 19. Jahrhundert verursacht
wurden.21 Wären keine Landwirte freigesetzt worden und
wären die Kinder der Landwirte immer wieder Landwirte
geworden, dann würden wir heute vermutlich ein Einkommen
erzielen wie die Entwicklungsländer.

Ähnlich war es mit anderen Branchen und Berufszweigen.
Auch die deutsche Textilindustrie oder die feinmechanische
Industrie, für die wir einst berühmt waren, hat schon in den
sechziger Jahren dem Globalisierungsdruck weichen müssen,
ohne dass dies Deutschland in seiner Gesamtheit geschadet
hätte. Damals waren stets andere Branchen an die Stelle getre-
ten, zum Teil solche, die man sich seinerzeit noch gar nicht vor-
stellen konnte, und mit Produkten, die es noch nicht gab. 

Zu den Verlierern des aktuellen Globalisierungsprozesses
gehören indes nicht nur einzelne Branchen, sondern auch be-
stimmte Arbeitnehmergruppen. Dadurch gewinnt das Thema
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an ganz besonderer sozialpolitischer Brisanz. Insbesondere
gering qualifizierte Arbeiter sind betroffen, denn sie treten
über den Güterhandel und den Wettbewerb um das mobile
Kapital indirekt und direkt mit den Arbeitern in den auf-
strebenden Ländern in Asien, Südeuropa und Osteuropa in den
Wettbewerb. Ihre Löhne geraten durch die Globalisierung
erheblich unter Druck, denn ihre Produktivität leitet sich im
Wesentlichen aus dem Einsatz von Kapital ab, das in die
Maschinen investiert ist, die sie bedienen. Das Kapital aber
wandert dorthin, wo es die günstigsten Standortbedingungen
findet. Hoch qualifizierte Arbeit ist in geringerem Maße
betroffen, weil diese Arbeit selbst Kapital darstellt. Man spricht
hier vom Humankapital, das man sich auf dem Wege der Fach-
ausbildung erwerben kann. Ganz gefeit gegenüber den Konse-
quenzen der Globalisierung sind aber auch Facharbeiter und
andere qualifizierte Berufsgruppen nicht.22

Dies ist das Fundamentalproblem der Globalisierung für die
entwickelten Länder und eigentlich auch das fundamentale
Dilemma, das viele Globalisierungskritiker nicht verstehen.
Die Globalisierung bringt prinzipiell Handelsgewinne für alle
Länder hervor, aber die dabei wirkenden Marktkräfte sind die
gleichen, die den so genannten Faktorpreisausgleich bewirken,
also insbesondere eine Verringerung der Lohnunterschiede
über die Landesgrenzen hinweg. Wollen sich die Hochlohn-
länder dem Druck auf die Löhne durch ein Festhalten an alten
Lohnstrukturen und Tarifverträgen widersetzen, so entsteht
unweigerlich Arbeitslosigkeit, und die Handelsgewinne treten
nicht auf. Firmen gehen pleite, ohne dass an anderer Stelle
neue entstehen, und mehr Kapital wandert in andere Länder
ab, als nützlich ist. Das ist, auf einen einfachen Nenner
gebracht, das deutsche Problem in dieser historischen Ent-
wicklungsphase. Hier liegt die hauptsächliche Ursache der
deutschen Investitionsschwäche und des seit 30 Jahren unge-
brochenen Trends hin zu mehr Arbeitslosigkeit und zu niedri-
geren Wachstumsraten. 
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Das Globalisierungsdilemma bedeutet für die Politik einen
fast unlösbaren Erklärungsnotstand bei der Integration von
rückständigen Ländern in den europäischen Wirtschaftsraum.
So wird in der Sonntagsrede des Staatsmannes stets der Ein-
druck erweckt, es sei für die alte EU möglich, sich nach Osteu-
ropa hin zu erweitern, Handelsgewinne zu realisieren und
zugleich eine Verringerung des Lohnzuwachses für die Arbeit-
nehmer der Alt-EU zu vermeiden. Andere Stellungnahmen
gelten weder in Berlin noch in Brüssel als politisch korrekt.
Doch ein solches Ergebnis gleicht aus ökonomischer Sicht der
Quadratur des Kreises. Nach praktisch allen Modellen, die die
Außenhandelstheorie hervorgebracht hat, ist das Ergebnis aus-
geschlossen. Die harten Gesetze der Ökonomie sind leider
nicht so, wie die Politiker sie gerne hätten. Spezialisierungsge-
winne für die beteiligten Länder gibt es immer nur gemeinsam
mit dem Faktorpreisausgleich, und wenn der Faktorpreisaus-
gleich behindert wird, gibt es auch die Spezialisierungsgewin-
ne nicht. Man kann sich nicht den Pelz waschen lassen, ohne
dabei nass zu werden. 

Auch den deutschen Gewerkschaften fehlt die Bereitschaft,
die Gesetze der Ökonomie zur Kenntnis zu nehmen, denn sie
fordern trotz der Globalisierung die gleichen Lohnzuwächse
wie eh und je. Damit forcieren sie die beschriebene Verlage-
rung von Unternehmensstandorten in andere Länder und ver-
anlassen Vermögensbesitzer, ihr Geld auf dem internationalen
Kapitalmarkt anzulegen, statt sich zu Hause als Unternehmer
zu betätigen. Sie erzwingen bei der verarbeitenden Industrie
Rationalisierungsmaßnahmen, die zu Entlassungen führen,
und sie verhindern Neugründungen, die bei niedrigeren Löh-
nen rentabel gewesen wären. 

Zusätzlich verteuern sie mit ihrer Lohnpolitik die Angebo-
te der anderen, mehr auf den heimischen Markt ausgerichteten
Wirtschaftszweige, die im Gegensatz zur Industrie nicht die
Möglichkeit haben, den Lohnkostensteigerungen durch die
Wahl kapitalintensiver Produktionsmethoden auszuweichen.

106



Man denke nur an die Bauindustrie und das Dienstleistungsge-
werbe. Wegen der Erhöhung der Preise dieser Wirtschafts-
zweige wenden sich die Nachfrager ab und kaufen stattdessen
lieber die dank umfangreicher Rationalisierungen und wegen
der internationalen Konkurrenz weniger stark verteuerten
Industriegüter oder verbringen ihren Urlaub in Niedriglohn-
ländern, wo touristische Dienstleistungen billiger als zu Hause
sind. So sind die für den heimischen Markt produzierenden
Unternehmen außerstande, jene Arbeitskräfte aufzunehmen,
die in der Industrie freigesetzt werden, und eine Massenar-
beitslosigkeit ist die Folge.

Die Verteidigung alter Lohnstrukturen und ehrgeiziger
Verteilungsziele seitens der Gewerkschaften hilft zwar zu-
nächst noch den Menschen, die, vom Gesetz vor Kündigung
geschützt, ihre Arbeitsplätze trotz des Strukturwandels behal-
ten, aber im Laufe der Zeit gelingt es immer weniger jungen
Menschen, Stellen zu finden, und schließlich schrumpft das
Sozialprodukt, der Kuchen, der für alle zusammen zur Vertei-
lung zur Verfügung steht. Arbeitslosigkeit heißt nicht nur, dass
die Betroffenen keine Einkommen erwirtschaften. Sie heißt
darüber hinaus, dass die Wertschöpfung insgesamt fällt und
dass auch die Einkommen anderer Menschen schrumpfen, die
mit den Arbeitslosen hätten zusammenarbeiten können. Die
wirtschaftliche Aktivität des gesamten Gemeinwesens sackt in
sich zusammen, und letztlich zählen alle zu den Verlierern,
auch diejenigen, die anfänglich von der Hochlohnpolitik der
Gewerkschaften profitiert haben. Es gibt keine Möglichkeit,
dauerhaft Tarifpolitik gegen die Kräfte der Globalisierung zu
betreiben. Wer das versucht, betreibt die Vernichtung des
Wirtschaftsstandorts Deutschland. 

Aber es wird versucht. Die Gewerkschaften zeigen sich
nicht im Geringsten von der wirtschaftlichen Misere Deutsch-
lands beeindruckt und fordern jedes Jahr von neuem Lohner-
höhungen, die den existierenden Firmen kaum noch Luft zum
Atmen lassen und das Entstehen neuer Firmen in allzu vielen
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Fällen verhindern. Die Konsequenz dieser Politik, die seit vie-
len Jahren betrieben wurde, erkennt man an Abbildung 2.5. Sie
zeigt die Entwicklung der Stundenlohnkosten für Arbeiter im
verarbeitenden Gewerbe Westdeutschlands im internationalen
Vergleich während der letzten 20 Jahre. 

Deutschlands Industrie hat mit Ausnahme Norwegens und
der Schweiz die höchsten Arbeitskosten der Welt. Der Spit-
zenreiter Norwegen kann sich die Deindustrialisierung, die als
Konsequenz der hohen Löhne einsetzte, leisten, weil das Land
vom Öl, vom Gas und von seinen Fischen leben kann. Und die
Schweiz, die mit Deutschland bei den Lohnkosten gleichauf
liegt, lebt zu einem erheblichen Teil vom verzinslichen Verleih
des Fluchtgeldes, das aus aller Welt zu ihr hinströmt. Deutsch-
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land verfügt nicht über solche Einnahmequellen. Früher, als
unser Land unter dem Schutze der D-Mark besonders niedri-
ge Zinsen und wegen des vergleichsweise großen Binnenmark-
tes Sondervorteile aus der Kostendegression hatte, konnte es
sich vielleicht auch die höheren Lohnkosten leisten. Diese Zei-
ten sind aber unwiederbringlich vorbei. 

Heute ist es eine Bürde für den Standort, dass Deutschland
so deutlich höhere Lohnkosten als fast alle anderen europäi-
schen Länder hat. Selbst Schweden, das immer als Hochlohn-
land galt, hat dank der Arbeitsmarktreformen der achtziger
Jahre und dank der Abwertung der Krone im Gefolge der Wäh-
rungskrise der Jahre 1992/93 heute um fast ein Fünftel niedri-
gere Lohnkosten als Deutschland. Beim Autobushersteller
Scania in Schweden liegen die Stundenlohnkosten für Arbeiter
bei 21 Euro. Bei seinem Konkurrenten MAN in München lie-
gen die Lohnkosten bei 28 Euro. Den Unterschied kann MAN
beim besten Willen nicht durch Produktivitätsvorsprünge aus-
gleichen.

Das kann so nicht bleiben, das stehen wir nicht durch. Das
Beste, was ein kapitalreiches Land wie Deutschland in der heu-
tigen Situation tun kann, ist, den Marktkräften bei der Festle-
gung der Löhne und Gehälter freien Lauf zu lassen. Dann wer-
den sich zwar die Löhne nicht mehr so rasch erhöhen, wie wir
es bislang gewohnt waren, und insbesondere wird die Spreizung
der Löhne zwischen der einfachen Arbeit und der qualifizierten
Arbeit zunehmen, aber dennoch wird auch Deutschland von
den allgemeinen Handelsvorteilen profitieren, die sich aus der
Globalisierung ergeben. Diese Vorteile werden sich vornehm-
lich in einem Anstieg der Kapitaleinkommen zeigen. Die Kapi-
taleinkommen werden durch den Prozess stärker ansteigen, als
die Löhne zurückfallen. Insofern steigt das deutsche Sozialpro-
dukt. Der Wohlstand der Deutschen in ihrer Gesamtheit nimmt
schneller zu, als es sonst der Fall gewesen wäre. Versuchen wir,
aus Gründen der Gerechtigkeit oder warum auch immer, den
Prozess durch ein Festhalten an überkommenen Lohnstruktu-
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ren und an der alten Lohnsteigerungsideologie zu verhindern,
so werden wir alle zu den Verlierern gehören, weil dann Arbeits-
losigkeit an die Stelle der Lohnzurückhaltung tritt. 

So schwierig der Strukturwandel ist, der durch die Globali-
sierung und die europäische Integration erzwungen wird, wir
müssen es schaffen, ihn so zu bewältigen, dass dabei keine Mas-
senarbeitslosigkeit entsteht. Diese Bedingung ist erfüllbar, aber
nur dann, wenn wir die Löhne freigeben und sie nicht durch
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände, sondern durch das
freie Spiel der Marktkräfte bestimmen lassen. Freie und flexible
Löhne schließen Arbeitslosigkeit aus, denn es kommt durch die
einzelwirtschaftliche Verhandlung zwischen Anbietern und
Nachfragern zu einem Ausgleich von Angebot und Nachfrage.
Jeder, der Arbeit sucht, findet Arbeit, wenn man zulässt, dass
der Lohn weit genug fällt, denn je weiter er fällt, desto attrak-
tiver wird es für die Arbeitgeber, Arbeitsplätze zu schaffen, um
die sich bietenden Gewinnchancen auszunutzen. Nur mit flexi-
blen Löhnen bleibt die Arbeit wettbewerbsfähig.

Ob man wettbewerbsfähig ist, hängt davon ab, wie teuer
man ist und wie gut man ist. Ob Deutschland noch besser als
andere ist, kann man nach PISA bezweifeln. Auf jeden Fall sind
wir aber teurer. Das ist unser Problem. Wir müssen billiger
oder besser werden, um wieder wettbewerbsfähig zu werden. 

Da billiger zu werden unangenehm ist, glauben viele, die
deutschen Probleme ließen sich durch eine Innovationsoffensi-
ve lösen. Irgendwoher soll der technische Fortschritt kommen,
der das hohe Lohnniveau dann wieder rechtfertigt und uns für
den Wettbewerb mit den Niedriglöhnern dieser Welt fit macht. 

Aber so einfach geht das nicht, denn auch die Chinesen,
Inder, Polen und Tschechen sind nicht auf den Kopf gefallen.
Auch sie versuchen mit großer Kraft, neue Erfindungen zu
machen und sich an die Spitze der technologischen Entwicklung
zu schieben. 

Es steht völlig außer Frage, dass wir die Forschung an den
Universitäten und in den Betrieben weiter stärken müssen,
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damit wir mit neuen Produkten und Produktionsverfahren welt-
weit wieder an die Spitze kommen. Einige Bundesländer, allen
voran Bayern und Baden-Württemberg, zeigen, wie man es
machen muss. Die stillen Stars des deutschen Mittelstands, über
die oben berichtet wurde, sind auch das Ergebnis einer überaus
erfolgreichen Innovationspolitik in diesen Ländern. Nur wird
das alles nicht mehr reichen. Dazu ist der Wettbewerbsdruck
viel zu stark geworden. Auch die deutschen Muster-Länder
schaffen es kaum noch, das Wegbrechen ihrer Industriearbeits-
plätze in der Zeit der Globalisierung zu verhindern. 

Das Problem ist nämlich, dass das innovative Wissen leicht
transferierbar ist. Nichts hindert die deutschen Unternehmen,
die über einen Wissensvorsprung gegenüber ihren Konkurren-
ten verfügen, diesen Vorsprung in den Produktionsstätten, die
sie in den Niedriglohnländern errichtet haben, zu verwerten.
Die internationale Lohnkonkurrenz lässt sich durch Innova-
tionsoffensiven nur sehr begrenzt umgehen, weil man Wissen
nicht einsperren kann.

Damit die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Arbeitneh-
mer gestärkt wird, müssen diese Arbeitnehmer selbst besser
werden. Abstrakt in den Unternehmen akkumuliertes Wissen
hilft ihnen nur bedingt. Nur das Wissen, das man in seinem
eigenen Kopf gespeichert hat, macht einen für den Arbeitgeber
begehrt. Insofern kann vom Grundsatz her nur eine breit ange-
legte Bildungsoffensive Erfolg bringen. Das Wissen in den
Köpfen der Menschen muss vermehrt werden, damit die Men-
schen wieder höhere Löhne verdienen können. 

Nur wird es lange dauern, bis sich daraufhin die Erfolge ein-
stellen. Selbst wenn unser Bildungssystem sofort völlig umge-
krempelt würde, wenn wir alles täten, um unsere Kinder wieder
besser zu unterrichten, würde es doch Jahrzehnte dauern, bis
ein nennenswerter Bestand an besser ausgebildeten Menschen
auf dem Arbeitsmarkt verfügbar wäre. Darauf können wir nicht
warten, zumal diese Politik den heutigen Erwerbstätigen, die
ihre Ausbildungsphase schon hinter sich haben, nicht viel hel-
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fen würde. Indem sie sich weiterbilden und bereit sind, beruf-
lich noch einmal etwas ganz Neues anzufangen, müssen sie sich
selbst weiter helfen, so gut sie es in ihrem Alter noch schaffen.
Aber viele schaffen es eben nicht mehr, und weil sie es nicht
mehr schaffen, müssen sie billiger werden. Er gibt keinen ande-
ren Weg, auch wenn noch so viele Politiker neue Innovations-
offensiven beschwören, wenn die Wahltermine näher kommen. 

Sicher, der Lohn für einfache Arbeit wird dann in vielen Fäl-
len niedriger sein, als wir es aus sozialer Sicht für akzeptabel
halten können. Aber dann muss der Sozialstaat dagegen anhal-
ten, indem er Geringverdiener bezuschusst. In Kapitel 4 wird
dieses Thema ausführlich diskutiert, und es wird ein neues Sys-
tem der Sozialhilfe vorgestellt, das die Verteilungskonsequen-
zen einer marktgerechten Lohnsetzung mit Hilfe von Lohnzu-
schüssen abfedert. Mit Lohnzuschüssen kann man trotz der
notwendigen Lohnsenkung in vielen Fällen Einkommensver-
luste vermeiden. Freilich können die Lohnzuschüsse nicht aus
Steuern stammen, die an anderer Stelle wieder die Arbeit ver-
teuern oder das Kapital noch schneller aus dem Lande treiben.
Sie können nur, wie zu diskutieren sein wird, durch eine grund-
legende Umstrukturierung des existierenden Sozialsystems
finanziert werden. 

Im Übrigen gilt es bei dem Thema, Augenmaß zu bewah-
ren. Die immer noch erheblichen Standortvorteile, die in
Deutschland bestehen, werden verhindern, dass der Lohn für
einfache Arbeit auch nur in die Nähe des Niveaus der osteuro-
päischen Länder, geschweige denn von Entwicklungsländern
fällt. Deutschland hat nicht die Wahl zwischen Arbeitslosigkeit
oder indischen Löhnen. Wer so argumentiert, und manche
Gewerkschaftler tun es leider, versperrt sich den Blick auf die
Realität und macht sich lächerlich. 

Nach einer Untersuchung des ifo Instituts würde unter
heutigen Verhältnissen eine Lohnsenkung von durchschnitt-
lich 10% bis 15% ausreichen, die Arbeitslosigkeit weitgehend
zu beseitigen, wobei bei den gering Qualifizierten sicherlich
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eine Lohnsenkung um ein Drittel benötigt würde.23 Auch das
mag manchem unerträglich erscheinen, aber es ist aus
volkswirtschaftlicher Sicht zehnmal besser, einem Hilfsarbeiter
einen Job zu verschaffen, mit dem er ein Drittel weniger ver-
dient, als heute normal ist, und ihn dann von der Allgemeinheit
zusätzlich unterstützen zu lassen, als seine Arbeitslosigkeit hin-
zunehmen. 

Dr. Fritzchen Müllers Denkfehler
bei den Lohnkosten 

Dr. Fritzchen Müller wird gegenüber der Aussage, dass
Deutschland ein Lohnkostenproblem hat, einwenden, dass
man die Lohnkosten je Stück und nicht je Stunde betrachten
müsse, dass man also die Stundenlöhne durch die Arbeitspro-
duktivität teilen müsse, um ein korrektes Bild der Wettbe-
werbslage zu erhalten. Bei einem Vergleich auf dieser Basis lie-
ge Deutschland nur wenig über den Lohnkosten der anderen
Länder. Die Produktivität sei hier zu Lande viel höher als
anderswo, und insofern könne man sich auch höhere Stunden-
lohnkosten leisten, ohne dass dies zu Lasten der Wettbewerbs-
fähigkeit der deutschen Industrie gehe. 

Dieser Einwand klingt zunächst plausibel. Aber er ist den-
noch nicht berechtigt, denn er übersieht das Problem der durch
die Lohnerhöhungen selbst verursachten Freisetzung von Ar-
beitskräften und die dadurch induzierte Produktivitätserhö-
hung. Das Problem wird besonders deutlich, wenn Betriebe
wegen der Lohnerhöhungen geschlossen werden. Wenn die
Löhne steigen, werden viele minder produktive Betriebe in
Schwierigkeiten gebracht und müssen Konkurs anmelden oder
werden von der Konzernzentrale dicht gemacht. Die Arbeit-
nehmer werden entlassen, und die Zahl der Erwerbstätigen
schrumpft. Nur die hochproduktiven Betriebe überleben. Die
Produktivität der Wirtschaft steigt, weil die minder produkti-
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ven Betriebe mitsamt ihren Belegschaften aus der Statistik ver-
schwinden. 

Um den Effekt klar zu machen, stelle man sich einmal vor,
es gebe zwei zunächst identische Länder mit je zwei Typen von
Firmen, robusten Firmen und Wackelkandidaten. Die Wackel-
kandidaten stehen am Rande des Konkurses und kommen mit
den herrschenden Löhnen nur ganz knapp zurecht. Die robus-
ten Firmen haben keine Probleme mit den Löhnen und
machen hohe Gewinne. Nun werde das Lohnniveau durch
neue Tarifverhandlungen in einem der beiden Länder gering-
fügig erhöht. Als Folge davon gehen die Wackelkandidaten die-
ses Landes in Konkurs, und nur die robusten Firmen verblei-
ben im Markt. Die Arbeitsproduktivität macht einen Sprung
nach oben, weil nur noch die robusten Firmen statistisch erfasst
werden. Die Lohnstückkosten als Quotient aus Lohnsatz und
Arbeitsproduktivität fallen, denn der Sprung in der gemesse-
nen Arbeitsproduktivität in der Restmenge der überlebenden
Firmen wiegt stärker als der kleine Anstieg des Lohnsatzes.
Wer sich in diesem Beispiel an den Lohnstückkosten orientiert,
kommt zu dem Schluss, das Land mit den höheren Löhnen und
der größeren Arbeitslosigkeit sei wettbewerbsfähiger als das
andere. Auch dieses Beispiel zeigt, dass es immer nur die
Arbeitslosigkeit selbst ist, die ein korrektes Urteil über die
Wettbewerbsfähigkeit der Arbeitskräfte erlaubt. 

Ähnliche Effekte gibt es, wenn die Lohnpolitik Unterneh-
men veranlasst, in kapitalintensivere Produktionsprozesse aus-
zuweichen und Arbeitskräfte freizusetzen. Auch auf dem Wege
lohngetriebener Rationalisierungsmaßnahmen, die sich in Per-
sonalabbau oder in der Verkürzung von Arbeitszeiten zeigen,
wird ein betriebswirtschaftlicher Produktivitätszuwachs er-
zeugt, der nur scheinbar Verteilungsspielräume eröffnet, weil
ihm keine volkswirtschaftlichen Produktivitätsgewinne gegen-
überstehen. 

Ein Blick in die Geschichte ist in diesem Zusammenhang
nützlich. Die Kapitalintensivierung der Produktion war in den
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letzten 200 Jahren das normale Kennzeichen des technischen
Wandels, denn der Kapitalvorrat ließ sich auf dem Wege der
volkswirtschaftlichen Ersparnis viel schneller vermehren, als
die Zahl der arbeitsfähigen Menschen anwuchs. Insofern muss-
te durch ständige Lohnerhöhungen für die Unternehmen ein
Anreiz erzeugt werden, das Mehr an Sparkapital nicht in eine
bloße Ausweitung vorhandener Anlagen zu investieren, son-
dern zugleich die Verfahrenswahl zu ändern und auf diese
Weise mit relativ immer weniger Arbeit auszukommen. Diese
Lohnerhöhungen wurden durch die wachsende Konkurrenz
der Unternehmen um die Arbeitnehmer von der Marktwirt-
schaft selbst erzeugt. Viele Arbeitnehmer sitzen heute am
Computer oder bedienen komplizierte Steuerungsanlagen,
statt noch selbst mit Muskelkraft Arbeit auszuüben. Das ist gut
so, und so muss sich eine Volkswirtschaft entwickeln. 

Nicht gut ist es, wenn durch künstliche Einflüsse auf die
Lohnpolitik seitens der Gewerkschaften oder des Sozialstaates
mehr Kapitalintensivierung erzeugt als benötigt wird, um den
steigenden Kapitalstock von der gegebenen Arbeitsbevölke-
rung bedienen zu lassen, denn so entsteht Arbeitslosigkeit, und
die Produktion steigt langsamer an, als es bei einer weniger
raschen Kapitalintensivierung der Produktion der Fall gewesen
wäre. Leider ist dies das deutsche Problem. Deutschland hatte,
in den letzten 20, 30 Jahren viel zu viel betriebswirtschaftlichen
und viel zu wenig volkswirtschaftlichen Produktivitätszuwachs,
weil die Löhne zu schnell angehoben wurden. Was aus betriebs-
wirtschaftlicher Sicht eine sinnvolle Reaktion auf die Lohner-
höhungen war, entpuppte sich aus volkswirtschaftlicher Sicht
als krasse Fehlentwicklung. Stets haben die Gewerkschaften die
Löhne etwas stärker erhöht, als es zur Vermeidung von Arbeits-
losigkeit angemessen war. Immer mehr Betriebe wurden in den
Konkurs getrieben, und die Kapitalintensivierung der Produk-
tion wurde schneller vorangetrieben, als es sinnvoll war. So blieb
ein immer größerer Teil des vorhandenen Arbeitszeitpotenzi-
als ungenutzt, was sich in einem Rückgang der Arbeitszeiten pro
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Arbeitnehmer sowie einer Zunahme der Arbeitslosigkeit
bemerkbar machte. Die gemessene Produktivität stieg auf die-
se Weise über das Maß hinaus, das durch den technischen Fort-
schritt und neue Investitionen erklärbar war, mit der Folge, dass
die Gewerkschaften diesen Anstieg in der nächsten Lohnrunde
zum Anlass nahmen, weitere Lohnerhöhungen zu fordern.
Dadurch induzierten sie noch mehr Konkurse und noch mehr
Rationalisierungsmaßnahmen. Sie setzten eine Spirale in Bewe-
gung, die immer mehr Lohnerhöhungen, immer mehr Entlas-
sungen, immer mehr gemessenen Produktivitätszuwachs und
deshalb wieder neue Lohnerhöhungen bedeutete. 

Diese Überlegungen zeigen, dass man die Wettbewerbspro-
blematik prinzipiell nicht an den betriebswirtschaftlichen
Lohnstückkosten erkennen kann. Wenn man auf Lohnstück-
kosten abstellt, muss man sie um die durch Entlassungen und
Arbeitszeitverkürzungen getriebenen Produktivitätseffekte
bereinigen, aber das geschieht in der Praxis nicht. Man berei-
nigt die Lohnstückkosten zwar um Verschiebungen in der
Struktur zwischen Arbeitnehmern und anderen Erwerbstäti-
gen, nicht jedoch um die durch Freisetzungen verursachten
Produktivitätsgewinne. Produktivität ist Wertschöpfung ge-
teilt durch Arbeitszeit. Bei der Arbeitszeit, also im Nenner des
Bruches, müssen die Arbeitszeiten der nun Arbeitslosen und
die entfallenden Stunden aus Arbeitszeitverkürzungen mitge-
zählt werden, die zur gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung
keinen Beitrag mehr leisten. Nur wenn man die so berechnete
Produktivität bei der Berechnung der Lohnstückkosten zu Rate
zieht, vermeidet man den Denkfehler, der bei den üblichen
Messmethoden begangen wird. 

Ein Blick auf die Entwicklung Westdeutschlands einschließ-
lich Westberlins in den 20 Jahren von 1982 bis 2002 ver-
deutlicht, um welche Größenordnungen es geht. In dieser
Zeitspanne stieg das nominale Lohneinkommen je Arbeit-
nehmerstunde durchschnittlich um 3,7% pro Jahr, und die
Arbeitsproduktivität im Sinne des realen Bruttoinlandspro-
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dukts je Erwerbstätigenstunde stieg um 2,0% pro Jahr. Folg-
lich stiegen die nominalen Lohnstückkosten nach üblicher
Rechnung um 1,7% pro Jahr. Bezieht man das Bruttoinlands-
produkt freilich auf das Potenzial an Erwerbstätigenstunden,
indem man die Arbeitslosen mit einrechnet und die Arbeitszeit
pro Erwerbstätigem rechnerisch auf dem Niveau von 1982 ein-
friert, so ergibt sich ein um Freisetzungen bereinigter gesamt-
wirtschaftlicher Produktivitätszuwachs von nur 1,1% pro Jahr.
Etwa 0,9 Prozentpunkte der jährlichen Zunahme der Arbeits-
produktivität sind also ein Artefakt, das auf die lohnbedingten
Freisetzungen selbst zurückzuführen ist. Dementsprechend
liegt der Lohnstückkostenanstieg bei 2,6% pro Jahr statt nur
1,7% wie in der üblichen Rechnung. Westdeutschland bräuch-
te heute um 19% niedrigere Stundenlohnkosten, um allein den
in den letzten 20 Jahren akkumulierten Rechenfehler bei den
Lohnverhandlungen zu kompensieren.24

Die Freisetzung von Arbeitskräften hat offenbar ganz
wesentlich zur Zunahme der betriebswirtschaftlichen Arbeits-
produktivität und zur Senkung der gemessenen Lohnstückkos-
ten beigetragen. Der Produktivitätszuwachs hat die Illusion
genährt, es gebe verteilbare Zuwächse, wo er doch in Wahrheit
selbst zu einem erheblichen Teil durch die Flucht der Unter-
nehmen vor den Lohnforderungen der Gewerkschaften her-
vorgerufen worden war. Dr. Fritzchen Müller sollte sich doch
noch einmal ganz genau überlegen, was an seinem Lohnstück-
kostenargument falsch sein könnte. 

Warum es auf die Binnennachfrage nicht wirklich
ankommt

Das sollte Dr. Fritzchen Müller übrigens auch bezüglich seines
Argumentes tun, dass Deutschlands Wirtschaft höhere Löhne
brauche, weil es an gesamtwirtschaftlicher Nachfrage fehle.
Höhere Löhne, so das Argument, stärken die Massenkaufkraft
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und erhöhen auf dem Wege einer höheren Konsumgüternach-
frage den Absatz der Unternehmen. Das wiederum führe zu
Neueinstellungen und Einkommenserhöhungen bei den
Unternehmen, was abermals die Konsumgüternachfrage stei-
gere. Es gebe einen Multiplikatoreffekt, der schließlich alle
Wirtschaftsbereiche erfasse. 

An diesem Argument ist zweierlei falsch. Erstens stimmt es
nicht, dass Lohnerhöhungen die gesamtwirtschaftliche Nach-
frage stimulieren. Zwar wird die Konsumgüternachfrage durch
Lohnerhöhungen belebt, doch fällt die Investitionsgüternach-
frage. Investitionsgüterkäufe beleben die Wirtschaft genauso
wie Konsumgüterkäufe. Der Autofirma VW ist es egal, ob sie
ein Auto als Konsumgut an einen Privathaushalt oder als Inves-
titionsgut an ein anderes Unternehmen verkauft. Beides ist
Nachfrage nach ihren Produkten. Lohnerhöhungen verrin-
gern die Gewinne, die die Unternehmen aufgrund von Investi-
tionen erwarten können, und drücken auf diese Weise viele
technisch mögliche Projekte unter die Rentabilitätsschwelle.
Dies bedeutet, dass die Käufe von Investitionsgütern zurückge-
hen und dass die Investitionsgüterindustrie weniger Einnah-
men erzielt und weniger Leute beschäftigt. Dieser Effekt ist
leider stärker als der nachfragestimulierende Effekt der Kon-
sumgüterkäufe, weil die Investitionen viel sensibler reagieren.
Auch aus rein konjunktureller Sicht spräche deshalb alles für
eine Lohnzurückhaltung. 

Und zweitens kommt es auf die Konjunktur nicht wirklich
an. Deutschlands Probleme sind keineswegs vornehmlich kon-
junktureller Natur. Wie man an Abbildung 1.1 erkennt, sind die
Arbeitslosenzahlen in den letzten 30 Jahren auch in Phasen
wirtschaftlicher Besserung kaum um mehr als etwa eine halbe
Million gefallen. Unter heutigen Verhältnissen wäre das allen-
falls ein Rückgang der Arbeitslosigkeit um 15%. Etwa 85% der
Arbeitslosigkeit sind demgegenüber nicht konjunkturell, son-
dern strukturell bedingt, und diese Arbeitslosigkeit kann man
auch unter günstigsten Bedingungen nicht durch nachfragebe-
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lebende Maßnahmen beseitigen. Auch wenn sich an die kon-
junkturelle Flaute der Jahre 2001 bis 2004 ein Super-Boom mit
einer Vollauslastung der Produktionskapazitäten anschlösse,
weil die gesamtwirtschaftliche Nachfrage wieder anzieht, hätte
Deutschland immer noch dreieinhalb bis vier Millionen
Arbeitslose.

Der Unterschied zwischen Konjunktur- und Strukturpro-
blemen wird von Laien häufig nicht gesehen, aber er ist essen-
ziell für das Verständnis volkswirtschaftlicher Zusammenhän-
ge. Bei der Konjunktur geht es um den Auslastungsgrad des
Produktionspotenzials, der durch die Nachfrage bestimmt
wird, welcher sich die Unternehmen gegenübersehen. Bei
Strukturproblemen geht es um dieses Potenzial selbst. Es wird
unter anderem durch den Kapitalstock der Volkswirtschaft
bestimmt, wie er durch frühere langfristige Investitionen in
Gebäude, Maschinen und Anlagen zustande gekommen ist.
Deutschlands Kapitalstock hat sich in den letzten Jahren zu
langsam entwickelt, und vor allem hat er, wie erläutert wurde,
wegen der hohen Löhne eine zu geringe Arbeitsintensität. Ein
Nachfrageschub kann eine Mehrproduktion und einen
Beschäftigungsstand immer nur bis zur Vollauslastung der vor-
handenen Anlagen bewirken, doch nicht darüber hinaus. Wei-
tere Produktions- und Beschäftigungseffekte kommen nur
durch den Kapazitätseffekt neuer Investitionen zustande, doch
ob solche Investitionen in Deutschland vorgenommen werden,
hängt weniger von der deutschen Nachfrage als von den deut-
schen Standortbedingungen ab, unter denen die Löhne kosten-
seitig die wichtigsten sind. Die deutsche Nachfrage kann man
auch von einem tschechischen Standort bedienen. 

Sicher, die Klagen der Unternehmen, die regelmäßig die
Zeitungen füllen, scheinen sich stets auf Nachfrageprobleme
zu beziehen, und so ist es verständlich, dass Laien den Eindruck
gewinnen, Deutschland könne sich durch eine mutige Nach-
fragepolitik seiner Probleme entledigen. Aber das ist eine Ver-
zerrung der Wahrnehmung, die damit zu tun hat, dass die wah-

119



ren Probleme unseres Landes bei jenen Unternehmen liegen,
die schon nicht mehr klagen, weil sie tot sind, oder jenen, die
nie klagen können, weil sie, wenn man so will, nach ihrer gei-
stigen Zeugung bereits vor der Geburt abgetrieben werden.
Kurzum: Deutschlands strukturelle Probleme liegen bei den
Unternehmen, die es wegen der Standortprobleme nicht gibt,
doch diese Unternehmen sind nicht organisiert, haben keine
Lobby und treten natürlich öffentlich nicht Erscheinung. 

Wie abwegig die These ist, dass sich Deutschlands Proble-
me durch eine Stimulierung der Nachfrage lösen lassen, erkennt
man an den neuen Bundesländern. Seit 1991 hat es dort das größ-
te Konjunkturprogramm aller Zeiten mit einem gigantischen
schuldenfinanzierten Ausgabenvolumen gegeben, das neben
dem Kapitalfluss dazu beigetragen hat, die Kaufkraft um etwa
50% über die eigene Erzeugung hinaus zu erhöhen (vergleiche
Kapitel 5). Dennoch hat die Wirtschaft der neuen Länder kei-
nen Anschluss an die des Westens gefunden und ist seit 1996
weiter zurückgefallen. Wenn auch nur ein Fünkchen Wahrheit
an der These wäre, dass eine allgemeine Nachfrageerhöhung die
deutsche Wirtschaft rettet, hätte es in den neuen Bundesländern
ein wahres Wirtschaftswunder geben müssen. 

Die Nachfrage verteilt sich über die Welt und ist nicht auf
deutsche Waren beschränkt. Man müsste die Nachfrager schon
zwingen, ihr Geld nur für deutsche Waren einzusetzen, sodass
die deutschen Firmen höhere Preise durchsetzen können.
Dann würde sich irgendwann trotz der hohen Löhne das Pro-
duzieren wieder lohnen, und neue Jobs würden geschaffen.
Aber das ist nicht nur rechtlich unmöglich, sondern wäre
wegen der Aushebelung der internationalen Arbeitsteilung
sogar schädlich. In der wirklichen Welt, in der Deutschland
wirtschaftet, lassen sich die Nachfrager nicht gängeln und kau-
fen dort, wo sie am besten bedient werden. 

Auch dies wird am Beispiel der neuen Länder besonders gut
deutlich. Dank der Transfers aus dem Westen haben die Bür-
ger der neuen Bundesländer ordentliche Einkommen, zwar
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noch etwas niedrigere als im Westen, aber doch viel höhere als
die, die sie selbst erwirtschaften. Das Problem ist aber, dass sie
sich gegenseitig zu teuer sind, als dass sie bereit wären, einan-
der die Leistungen abzukaufen, die sie anzubieten haben und
die ihre Beschäftigung ermöglichen würde. Stattdessen neh-
men sie das Geld, das sie erhalten, und kaufen dafür Güter und
Dienstleistungen aus anderen Teilen der Welt. 

Nein, mehr gesamtwirtschaftliche Nachfrage und mehr
Kaufkraft ist es wirklich nicht, was Deutschland braucht. Unser
Land braucht niedrigere Produktionskosten, damit wieder
mehr wettbewerbsfähige Arbeitsplätze entstehen. Die Produk-
te, die auf diesen Arbeitsplätzen erzeugt werden, suchen sich
die Nachfrage selbst.

Eine Bemerkung zum Thema 
Lohn und Wechselkurs

Manchmal wird der Standpunkt vertreten, der Einfluss von
Lohnerhöhungen auf die Beschäftigung könne nicht besonders
groß sein, weil er ja dem Einfluss einer Aufwertung der eigenen
Währung gleiche, die die Volkswirtschaft doch meistens recht
leicht verkrafte. Da die Ökonomie eine erhebliche Robustheit
gegenüber Aufwertungen aufweise, brauche man sich wegen
negativer Reaktionen auf Lohnerhöhungen keine allzugroßen
Sorgen zu machen. 

Auch dieses Argument kann nicht überzeugen. Erstens sind
Aufwertungen tatsächlich nicht harmlos für die Beschäfti-
gungslage. Das Beispiel Japans, das nach der Aufwertung des
Yen in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre in eine langwäh-
rende Depression rutschte, spricht Bände, übrigens auch die
neuerlichen Erfolge dieses Landes, die im Zuge der zum Dol-
lar parallelen Yen-Abwertung gegenüber dem Euro und ande-
ren Währungen zustande kamen. Länder wie Finnland und
Schweden haben durch die Abwertungen der Jahre 1992/93
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erhebliche Lohnkostenvorteile gewonnen, von denen sie noch
heute zehren. 

Zweitens sind Lohn- und Wechselkurseffekte nicht völlig
identisch. Sicher, was bei Standortentscheidungen zählt, sind
die zu Wechselkursen berechneten Lohnkostenunterschiede
zwischen den Ländern. Ob die deutschen Arbeiter teuer sind,
weil die Gewerkschaften hohe Euro-Löhne vereinbart haben
oder weil der Euro gegenüber den asiatischen oder osteuropä-
ischen Ländern hoch bewertet ist, scheint zunächst einmal
gleichgültig zu sein. Dennoch haben die Parallelen zwischen
Lohn- und Wechselkurseffekten ihre Grenzen. 

Zunächst einmal muss man nämlich bedenken, dass Wech-
selkurse wesentlich instabiler sind als Löhne. Unternehmer
können bei einem überhöhten Außenwert der Währung eine
schnellere Korrektur erwarten als bei einem überhöhten Lohn,
und insofern ist der Anreiz zur Standortverlagerung wesent-
lich geringer. Wenn man ein bisschen wartet, wird sich der
Wechselkurs schon wieder normalisieren. Auf die Normalisie-
rung überhöhter Löhne zu warten, kann hingegen sehr lange
dauern. 

Des Weiteren beeinflussen Wechselkursänderungen die
Entscheidung über die Kapitalintensität der Produktion nur
indirekt. Ob ein Arbeiter bei der Produktion durch einen
Industrieroboter aus heimischer Produktion ersetzt werden
soll, hängt von den Kosten des Arbeiters in Relation zu den
Kosten des Roboters ab, und diese Relation wird durch eine
Abwertung nicht unmittelbar verändert. Eine Abwertung hat
auf die Kostenrelation nur indirekt einen Einfluss, weil sie aus-
ländische Industrieroboter verteuert und die Nachfrage nach
einheimischen Robotern vergrößert, was auch deren Preise auf
die Dauer nach oben treibt. 

Vor allem aber beeinflusst der Wechselkurs die internen
Lohnstrukturen nicht. Es liegt im Wesen einer arbeitsteiligen
Wirtschaft, dass ein Mensch Einkommen bezieht, weil er in der
Lage ist, einen anderen Menschen zu finden, der ihm seine
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Leistung abkauft. Damit alle Menschen beschäftigt sind, bedarf
es bestimmter, natürlicher Lohnstrukturen, wie sie sich auf
wettbewerblichen Arbeitsmärkten von allein einstellen. So darf
zum Beispiel der Lohn des Taxifahrers in Relation zum Lohn
des Industriearbeiters eine bestimmte Höhe nicht überschrei-
ten, wenn der Industriearbeiter sich zur Taxifahrt entscheiden
soll. Wenn nun bestimmte Arten von Arbeit in Relation zu
anderen Arten von Arbeit künstlich verteuert werden, ist
Arbeitslosigkeit die Folge, und offenkundig ist diese Ursache
der Arbeitslosigkeit unabhängig von der Höhe des Wechsel-
kurses. Wie in Kapitel 4 noch näher ausgeführt wird, kann ein
Gutteil der deutschen Arbeitslosigkeit tatsächlich auf eine
künstliche Stauchung der Lohnskala zurückgeführt werden,
die durch institutionelle Verhältnisse verursacht wurde. 

Was wir bei den Lohnkosten von den Amerikanern 
und den Holländern lernen können

Die entscheidende strategische Variable zur Wiedererlangung
der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der deutschen
Industriearbeit sind die Lohnkosten, und kaum etwas anderes.
Das ist unbequem, weil Lohnkosten, abgesehen von den staat-
lichen Abgaben, Einkommen sind, aber es ist, wie es ist.
Manchmal sind Wahrheiten unbequem, und je eher wir sie ver-
innerlichen, desto eher nähern wir uns der Lösung der deut-
schen Probleme. 

Es wird häufig verkannt, dass die Löhne eines Landes, abge-
sehen von Mieten, Pachten und staatlichen Abgaben, die einzi-
gen wichtigen standortgebundenen Kosten sind. Sicher, auf
betrieblicher Ebene stehen die Kosten der Vorprodukte häufig
im Vordergrund, und Lohnkosten scheinen von nur geringer
Bedeutung zu sein. Das ist aber nur eine optische Täuschung,
denn die Kosten der Vorprodukte sind selbst wiederum im
Wesentlichen auf inländische Lohnkosten zurückzuführen,
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und wo sie es nicht sind, betreffen sie importierte Vorproduk-
te, die für alle Standorte gleich teuer sind. Ähnlich ist es bei den
Kapitalkosten, die spätestens seit der Einführung des Euro
international angeglichen wurden und somit keinerlei Stand-
ortvorteile begründen. Es sind wirklich die Lohnkosten, die
heute über die Wettbewerbsfähigkeit der inländischen Arbeits-
plätze entscheiden. 

Wie stark speziell auch der Einfluss auf die Beschäftigungs-
situation ist, zeigt ein internationaler Vergleich zwischen den
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Abbildung 2.6

1) Verarbeitendes Gewerbe; West-
     deutschland einschl. West-Berlin.

2) Gesamte Wirtschaft einschl. Staat;
    Westdeutschland einschl. West-Berlin.
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USA, den Niederlanden und Deutschland während der letzten
zwei Jahrzehnte, wie er in Abbildung 2.6 dargestellt ist. Im
Bezugsjahr 1982 wurde seinerzeit in den Niederlanden das so
genannte Wassenaar-Abkommen zwischen den Tarifpartnern
und der Regierung geschlossen, mit dem nach massiven Dro-
hungen der Regierung eine Politik der langfristigen Lohnzu-
rückhaltung eingeleitet wurde. Im linken Diagramm ist in 
Ermangelung gesamtwirtschaftlicher Vergleichszahlen die
Entwicklung der Stundenlohnkosten für Industriearbeiter in
den drei Ländern dargestellt, und im rechten Diagramm die
Entwicklung des so genannten Arbeitsvolumens, also der ges-
amten Beschäftigung der Erwerbstätigen in Stunden. Die Kur-
ven sind Indexkurven.25 Mit dem die Zahl hundert überstei-
genden Teil ihres Wertes geben sie an, wie groß das kumulierte
prozentuale Wachstum der verschiedenen Größen im Zeitab-
lauf war. 

In der Zeitspanne von 1982 bis 2002 haben sich die hollän-
dischen Industriearbeiterlöhne real um 20% vergrößert, die
deutschen haben sich um 38% vergrößert, und die US-ameri-
kanischen sind praktisch konstant geblieben. In Amerika stie-
gen die Löhne in den genannten 20 Jahren nur um 4%. Die
Entwicklung des Arbeitsvolumens verlief genau spiegelbild-
lich. Während in den USA ein Zuwachs des Arbeitsvolumens
von 36% und in den Niederlanden ein Zuwachs in Höhe von
24% zu verzeichnen war, hat Westdeutschland gar keinen
Zuwachs erzielt.26

Dabei stimmt es übrigens nicht, wie vielfach behauptet
wird, dass die Lohnkosten nur deshalb so stark gestiegen sind,
weil der Staat auf dem Wege der Erhöhung der Sozialabgaben
die Lohnnebenkosten besonders stark erhöht hat. Zwar sind
die Lohnnebenkosten in der Tat ein bisschen schneller gestie-
gen als die Bruttolöhne. Doch sind die Bruttolöhne (im Sinne
der so genannten Direktverdienste) in den betrachteten 20 Jah-
ren von 1982 bis 2002 nur um zwei Prozentpunkte weniger
gestiegen als die Lohnkosten, nämlich um 36%. Auch der
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Bruttolohnanstieg selbst fällt im internationalen Vergleich völ-
lig aus dem Rahmen. Nicht nur der Staat, auch die Gewerk-
schaften stehen in der Verantwortung für die dargestellte Ent-
wicklung.

Alle drei Länder hatten in dem betrachteten Zeitraum eine
erhebliche Zuwanderung auf den Arbeitsmärkten zu verkraf-
ten. In den USA lag die Nettozuwanderung bei 8% der 1982
vorhandenen Bevölkerung beziehungsweise 18 Millionen Per-
sonen, in Holland bei 5% oder 730.000 Personen und in
Deutschland bei 8% oder 5,1 Millionen Personen.27 Offenbar
reichte die prozentuale Zunahme des Beschäftigungsvolumens
in den USA und Holland aus, die Zuwanderer in Arbeit und
Brot zu bringen und dennoch die Arbeitslosigkeit weiter abzu-
bauen. In Deutschland gab es statistisch gesehen hingegen eine
Zuwanderung in die Arbeitslosigkeit, weil die deutsche Wirt-
schaft wegen der explosionsartig zunehmenden Löhne nur in
geringem Umfang bereit war, mehr Beschäftigung zu schaffen.
Ein Bevölkerungszuwachs durch Zuwanderung im Umfang
von 8% muss zu mehr Arbeitslosigkeit führen, wenn es nicht
gelingt, das Arbeitsvolumen auszuweiten. In den USA ging die
Arbeitslosenquote von 1982 bis 2002 von 9,7% auf 5,8%
zurück, in Holland fiel sie von 8,1% auf 2,4%, doch in
Deutschland stieg sie von 5,7% auf 8,2%, jeweils gemessen als
standardisierte Rate nach der OECD-Methodik.28

Manchmal wird die Behauptung vertreten, die holländi-
schen Erfolge bei der Beschäftigung seien auf die verstärkte
Zunahme von Teilzeitjobs zurückzuführen, und deshalb müsse
man auch in Deutschland versuchen, des Problems der Arbeits-
losigkeit durch eine bessere Verteilung der Arbeit Herr zu wer-
den. Das Argument stimmt überhaupt nicht, denn die Abbil-
dung zeigt, dass sogar die Gesamtzahl der geleisteten
Arbeitsstunden in Holland um 24% zugenommen hatte, und
nicht etwa nur die Gesamtzahl der Jobs. Letztere ist wegen der
vermehrten Teilzeitarbeit prozentual noch schneller gestiegen.
Nein, die holländischen Erfolge sind nicht auf die bessere Ver-
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teilung der Arbeit zurückzuführen, sondern auf die Zunahme
des Job-Kuchens selbst. 

Die inverse Beziehung zwischen der Lohnhöhe und der
Beschäftigung, die in den Abbildungen zum Ausdruck kommt,
ist kein Zufall, und nicht etwa das Ergebnis einer bewussten
Auswahl von Ländern zur Demonstration des Effektes. Diese
Beziehung ist vielmehr eine der ganz fundamentalen Gesetz-
mäßigkeiten der Marktwirtschaft, die in einer Vielzahl von
ökonometrischen Untersuchungen, die sich über viele Länder
und Zeitperioden erstrecken, ermittelt wurden. Als grobe
Faustregel gilt, dass eine Lohnzurückhaltung von einem Pro-
zent gegenüber einem anderen Land langfristig etwa ein Pro-
zent Beschäftigungszuwachs bedeutet.29

Es ist zu betonen, dass es sich hier um langfristige Effekte
handelt. Strohfeuer, die kurzfristig die Konjunktur aufheizen,
aber dann auch schnell wieder erlöschen, sind nicht gemeint.
Deutschlands Arbeitslosigkeit ist, wie erwähnt, zu 85% lang-
fristig-struktureller Natur und hat nur zu 15% konjunkturelle 
Ursachen. Bei den langfristigen Beschäftigungswirkungen
kommt es überhaupt nicht darauf an, ob die Lohnverhandlun-
gen die übliche Zielmarke, die durch die Summe aus Produkti-
vitätssteigerung und Preissteigerung definiert wird, innerhalb
von drei, vier Jahren um einen Prozentpunkt über- oder unter-
schreiten. Solche kleinen Änderungen sind unerheblich. Wenn
aber die Zielmarke 20 Jahre lang in jedem Jahr um einen Pro-
zentpunkt überschritten wurde, dann entsteht ein Problem, wie
es in der Abbildung sichtbar wird. So langsam, wie das Problem
aufgebaut wurde, so schwer und mühsam wird es sein, es durch
Lohnzurückhaltung wieder abzubauen. Dennoch führt daran
angesichts der neuen Wettbewerbsverhältnisse kein Weg vorbei. 

Nur ein Kurs der Zurückhaltung und Bescheidenheit bei
den Lohnverhandlungen, der zumindest auf eine Verlangsa-
mung des Wachstums der Reallöhne hinausläuft, wird es
ermöglichen, eine Verlagerung von Unternehmensstandorten
und eine Kapitalflucht aus Deutschland zu verhindern. Um den
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Kostennachteil gegenüber Holland zu beseitigen, der sich in
den ersten 20 Jahren nach dem Wassenaar-Abkommen von
1982 aufgebaut hat, müssen wir die Lohnkosten um 13% sen-
ken. Wenn man voraussetzt, dass die Löhne in Holland in
Zukunft mit der Arbeitsproduktivität steigen, brauchen wir
dazu etwa 13 Jahre lang eine Lohnzurückhaltung, die die Lohn-
steigerung in jedem Jahr um einen Prozentpunkt unter den
Produktivitätszuwachs drückt. Allerdings müssen die Löhne
dabei, wie später noch ausgeführt wird, auch deutlich gespreizt
werden. Bei den gering Qualifizierten wird die Lohnsenkung
gegenüber einer produktivitätsorientierten Lohnpolitik ein
Drittel ausmachen müssen. Dafür kann sie bei den besser Qua-
lifizierten entsprechend geringer ausfallen. 

Als Alternative und Ergänzung zur Lohnzurückhaltung
kommt eine Senkung der Lohnnebenkosten in Betracht. Die
Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung liegen bei 21% der
Bruttolöhne, was 17,4% der Bruttolohnkosten ohne Mehr-
wertsteuer entspricht. Von den 17,4% entfallen 8,1 Prozent-
punkte auf die Rentenversicherung, 5,9 Punkte auf die Kran-
kenversicherung, 2,7 Punkte auf die Arbeitslosenversicherung
und 0,7 Punkte auf die Pflegeversicherung. Offenbar würde
eine Abschaffung der Arbeitgeberbeiträge zur Renten- und zur
Krankenversicherung ausreichen, die erforderliche Lohnkos-
tensenkung von 13% herbeizuführen. Mit einer Abschaffung
der Arbeitgeberbeiträge zur Renten-, Arbeitslosen- und Pfle-
geversicherung käme man demgegenüber noch nicht ganz hin.
Der Einnahmeverlust der Sozialversicherungen könnte durch
eine entsprechende Leistungsverringerung bei gleichzeitiger
Teilprivatisierung der entsprechenden Sozialsysteme oder auf
dem Wege der zusätzlichen Übernahme der Arbeitgeberbeiträ-
ge durch die Arbeitnehmer ausgeglichen werden. Aber diese
Möglichkeiten verlassen den Boden dessen, was derzeit in
Deutschland als mehrheitsfähig erscheint. 
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Länger arbeiten

Als eher akzeptabel erscheint eine Verlängerung der jährlichen
Arbeitszeit ohne Lohnausgleich, ein Thema, zu dem das ifo
Institut eine Debatte in Deutschland angestoßen hat.30 Auch
dies ist ein Weg, die Stundenlohnkosten zu senken und die
deutschen Arbeitsplätze wieder wettbewerbsfähig zu machen.
Er hat den Vorteil, dass er den betroffenen Arbeitnehmern kei-
ne Verminderung des Monatseinkommens zumutet und somit
auch keine finanziellen Engpässe und Probleme mit sich bringt. 

Die Wirkungen einer Arbeitszeitverlängerung auf die
Beschäftigung sind allerdings nicht identisch mit denen einer
Geldlohnverringerung. Die Gewerkschaften befürchten sogar,
dass überhaupt kein positiver Beschäftigungseffekt eintritt. Da
sich ein gegebenes Arbeitsvolumen nach einer Verlängerung
der Arbeitszeit mit weniger Mitarbeitern bewältigen lasse, sei
im Gegenteil mit einer Verringerung der Beschäftigung zu
rechnen. 

Das Gewerkschaftsargument klingt zunächst plausibel,
denn, so mag sich auch der Leser fragen: Wo soll denn die
Nachfrage herkommen, die zum Absatz der Mehrproduktion
benötigt würde? Bei gegebener Nachfrage nach den Produkten
eines Unternehmens liegt es doch auf der Hand, dass die
Unternehmen dann Arbeiter entlassen, weil sie die gleiche Pro-
duktion mit weniger Leuten schaffen! 

Die Skepsis ist indes nicht gerechtfertigt. Man kann im
Gegenteil gerade auch bei einer solchen indirekten Form der
Lohnkostensenkung mit einer erheblichen Mehrbeschäftigung
rechnen. 

Unmittelbar einsichtig ist es, dass ein positiver Beschäfti-
gungseffekt bei jenen Firmen auftritt, die ohne die unentgeltli-
che Mehrarbeit in den Konkurs gehen müssten, weil sie sich
des Wettbewerbsdrucks der Niedriglohnländer nicht mehr
erwehren können. Die Arbeitszeitverlängerung rettet bei ihnen
Stellen, die andernfalls verloren gingen. Die Pleiterekorde, die
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unser Land von Jahr zu Jahr von neuem verzeichnet, belegen
die Bedeutung dieses Effektes.

Der entscheidende Punkt ist jedoch, dass die Annahme der
gegebenen Nachfrage von einer rein betriebswirtschaftlichen
Sicht ausgeht und die volkswirtschaftlichen Wechselwirkun-
gen zwischen den Firmen außer Acht lässt. Jedes Angebot an
Waren und Leistungen beinhaltet nämlich die Nachfrage nach
anderen Waren und Leistungen, sofern der Gelderlös nicht als
Barkasse gehortet werden soll. Ein jedes Unternehmen, das zu
gegebenen Lohnkosten mehr produziert, hat eine höhere Wert-
schöpfung und macht mehr Gewinn als vorher. Der größere
Gewinn wird für mehr Käufe von Konsum- und Investitionsgü-
tern verwendet, die wiederum anderen Unternehmen zugute
kommen. Da alle Unternehmen sich so verhalten, steigt der
Absatz des einzelnen Unternehmens. Ja, bis auf den letzten Cent
steigt die aus dem Zusatzgewinn finanzierbare Mehrnachfrage
genau in dem Umfang, in dem der Wert der produzierten End-
produkte wegen der Arbeitszeitverlängerung steigt. Insofern
steht der Volkswirtschaft insgesamt so viel mehr an Gesamt-
nachfrage zur Verfügung, wie sie wegen der Arbeitszeitverlän-
gerung an zusätzlichen Waren und Dienstleistungen produziert.

Klar, es gibt ein Reihenfolgeproblem bei Mehrabsatz und
Mehrproduktion, wenn die Arbeitszeit verlängert wird. Erst
müssen die Unternehmen mehr Nachfrage auf sich zukommen
sehen, und erst dann werden sie mehr produzieren, verkaufen,
verdienen und anderswo kaufen. Das Mehr an Käufen, mit dem
der Prozess starten müsste, ist erst als sein Ergebnis zu erwar-
ten. Das ist die Geschichte von der Henne und dem Ei. Die Hen-
ne muss da sein, bevor das Ei gelegt werden kann, aber damit es
eine Henne geben kann, muss vorher ein Ei gelegt worden sein.

In der Marktwirtschaft gibt es indes keine lineare Wir-
kungskette von der Nachfrage zur Produktion, wie sie der
menschliche Geist der Einfachheit halber einfordern möchte.
Vielmehr ist diese Wirtschaftsform durch Wirkungskreisläufe
und simultane Entscheidungsprozesse gekennzeichnet, die
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millionenfach vernetzt sind und durch ein komplexes System
von Preisen synchronisiert werden. Ein von außen kommender
Nachfrageschub ist nicht erforderlich, um nach einer Locke-
rung der gegen die Kräfte des Wettbewerbs oktroyierten
Arbeitszeit- und Lohngrenzen auf Trab zu kommen, denn die
Nachfrage steigt synchron zum Angebot.

Wenn der einzelne Unternehmer mehr Arbeitszeit zum
gleichen Lohn bekommt, also insofern eine Senkung der Stun-
denlohnkosten erfährt, wird er schon deshalb mehr produzie-
ren und selbst mehr Investitionsgüter, Konsumgüter und Vor-
leistungen bei anderen Unternehmen einkaufen, weil er davon
ausgehen kann, dass er die Mehrproduktion notfalls auf dem
Wege einer Preissenkung absetzen und seinen Gewinn den-
noch steigern könnte. Da aber alle Unternehmer ähnlich ver-
fahren, steigt die Nachfrage des einzelnen Unternehmens
bereits ohne die Preissenkung. Die Wirtschaft schaukelt sich
sehr rasch auf das höhere Produktions- und Einkommensnive-
au hoch, das der längeren Arbeitszeit entspricht. 

Das gilt selbst dann, wenn die Unternehmer ihren Zusatzge-
winn am Kapitalmarkt anlegen und ihn nicht für Käufe von
Konsum- oder Investitionsgütern ausgeben. Die Mehranlage
am Kapitalmarkt wird nämlich ein Mehr an Krediten bedeuten,
aus dem zusätzliche Investitionen bei anderen Unternehmen
finanziert werden können. Ja, es ist noch nicht einmal notwen-
dig, dass die Unternehmer den Zusatzgewinn im Inland anle-
gen. Wird er im Ausland angelegt um dort Vermögensobjekte
zu erwerben und ist dies tatsächlich ein Nettokapitalexport,
dann wird über relative Preissenkungen oder eine Abwertung
eine wertmäßig bis auf den letzten Cent genau identische Erhö-
hung der Exportnachfrage induziert. Wie man es auch dreht
und wendet: Genau im Umfang der Mehrproduktion aller Fir-
men zusammen genommen wird, wenn man vom Geldhorten
absieht, ein Mehr an gesamtwirtschaftlicher Nachfrage erzeugt. 

Zuzugeben ist, dass sich die Mehrnachfrage anders verteilen
wird als die Mehrproduktion. Insofern wird es Unternehmen
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geben, deren Mehrnachfrage die Mehrproduktion übersteigt,
und andere, bei denen es sich umgekehrt verhält. Insofern geht
der Prozess mit gewissen strukturellen Reibungsverlusten ein-
her, die durch eine Änderung der relativen Preise der Unter-
nehmen dann aber wieder beseitigt werden. Die Preise werden
steigen, wo die Nachfrageerhöhung die Mehrproduktion über-
steigt, und fallen wo die Nachfrageerhöhung kleiner als die
Mehrproduktion ist. Dadurch verteilt sich die Nachfrage neu,
bis ihre Struktur genau der Struktur der Mehrproduktion ent-
spricht. Trotz der Reibungsverluste, die auftreten mögen, bis
Angebot und Nachfrage wieder im Gleichgewicht sind, ist ein
Nachfragepessimismus, wie er sich bei einer einzelwirtschaft-
lichen Betrachtung aufdrängt, in keiner Weise gerechtfertigt,
wenn die Arbeitszeiten auf breiter Front und nicht nur bei
einem einzelnen Unternehmen ausgeweitet werden. 

Eine unentgeltliche Arbeitszeitverlängerung ist für die
Unternehmen nicht nur ein Geschenk freier Arbeitszeit, son-
dern sie ermöglicht zudem eine viel bessere Ausnutzung des
Maschinenparks und der vorhandenen Gebäude. Sie wirkt also
insofern wie ein Geschenk zusätzlichen Investitionskapitals.
Beide Produktionsfaktoren, Arbeit und Kapital, werden erheb-
lich produktiver. Es gibt mehr Waren auf den Märkten, die
gegeneinander getauscht werden. Das Transaktionsvolumen
der Volkswirtschaft steigt und mit ihm das Sozialprodukt und
das Volkseinkommen. 

Wäre die Befürchtung, dass die Arbeitszeitverlängerung zu
mehr Arbeitslosigkeit führt, gerechtfertigt, dann müsste der
technische Fortschritt, der die Leistungsfähigkeit von Kapital
und Arbeit erhöht, ebenfalls eine solche Wirkung haben. Die
kapitalistische Entwicklung der letzten zweihundert Jahre, die
durch gewaltige technische Fortschritte gekennzeichnet war,
hätte dann zu einer fortwährend wachsenden Arbeitslosigkeit in
den westlichen Industrieländern führen müssen. Davon kann
indes nicht die Rede sein. Es gibt keinen Trend zu mehr Arbeits-
losigkeit. Es gibt zwar immer wieder Zyklen mit wachsender
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Arbeitslosigkeit, die aus Koordinationsfehlern resultieren, und
es gab auch stets Länder wie Deutschland, die über längere Pha-
sen ihrer Geschichte Probleme hatten, aber es gibt keinen sys-
tematischen Trend. Die Arbeitslosigkeit der entwickelten Welt
ist heute nicht höher, als sie vor hundert Jahren war, obwohl es
einen gewaltigen technischen Fortschritt gegeben hat. 

Man überlege sich auch einmal, was es bedeuten würde,
wenn das Gewerkschaftsargument stimmen würde. Dann
müsste man eigentlich sofort jegliche Forschung und Entwick-
lung in Deutschland verbieten, die zu Produktivitätsverbesse-
rungen führt, denn da die dadurch hervorgerufenen ökonomi-
schen Effekte im Wesentlichen die gleichen sind wie bei einer
Arbeitszeitverlängerung, wäre eine zunehmende Arbeitslosig-
keit die Folge. Offenbar wäre dies eine absurde Implikation. 

Nein, der große Vorteil der Arbeitszeitverlängerung liegt
darin, dass sie wie technischer Fortschritt einen unmittelbaren
Wachstumsschub für die Volkswirtschaft auslöst, ohne dass
mehr investiert wird und ohne dass es in den Unternehmen
größerer Umstellungen im Produktionsprozess bedarf. Ein sol-
cher Wachstumsschub träte nach einer direkten Senkung der
Lohnkosten so nicht auf. 

Der Wachstumsschub bringt für sich genommen auch noch
keine Ausweitung der Beschäftigung mit sich. Eine Ausweitung
der Beschäftigung kann erst im zweiten Schritt erwartet wer-
den. Die Verlängerung der Wochenarbeitszeit verlängert die
Zeitspanne, während derer der vorhandene Kapitalstock
genutzt werden kann. Dies erhöht die Produktivität des einzel-
nen Arbeiters grob gesprochen in Proportion zur Erhöhung der
Stundenzahl. Ermüdungseffekte mögen die Erhöhung ein
wenig geringer ausfallen lassen. Auch gibt es Betriebe mit
Schichtarbeit, wo der Kapitalstock schon voll ausgenutzt ist.
Aber meistens wird eine relative Verringerung der Rüstzeiten
sich sogar in einer überproportionalen Ausweitung der Pro-
duktion pro Arbeiter niederschlagen. Auf jeden Fall wird der
durchschnittliche Arbeiter mehr Wertschöpfung erbringen, als
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er es bei der kürzeren Arbeitszeit hätte tun können. Da er mehr
leistet, ohne mehr zu kosten, kann das Unternehmen seinen
Gewinn vergrößern, wenn es zusätzliche Arbeiter einstellt. Die-
jenigen, die bei der kürzeren Arbeitszeit gerade nicht mehr ren-
tabel waren und vor den Werktoren stehen bleiben mussten,
werden nun hereingewunken. Die Industrieunternehmen ent-
scheiden sich bei der Standortwahl wieder eher für Deutsch-
land, und sie wählen weniger kapitalintensive Verfahren, als sie
das bei einer kürzeren Arbeitszeit getan hätten: sie bauen ihre
Werkhallen wieder verstärkt für Menschen statt für Roboter.
Darüber hinaus werden die haushaltsnahen Dienstleistungen
billiger, was zusätzliche Nachfrage nach solchen Dienstleistun-
gen erzeugt und besonders viele Arbeitsplätze schaffen könnte.

Obwohl die Arbeitsplatzeffekte ähnlich verursacht werden
wie bei einer direkten Lohnkostensenkung über Tariflohn-
senkungen, werden diese Effekte bei einer Verlängerung der
Arbeitszeit noch stärker ausfallen. Der Grund liegt in der
rascheren Erhöhung der Investitionen, die mit einer solchen
Politik einhergeht. Einerseits kann nämlich wegen der Arbeits-
zeitverlängerung die Produktion der Investitionsgüterindustrie
bereits steigen, ohne dass diese Industrie selbst mehr investiert
hat. Damit wird den Käufern der Investitionsgüter ein früherer
Aufbau neuer Arbeitsplätze ermöglicht. Andererseits hat der
anfängliche Wachstumsschub, der wegen der besseren Ausnut-
zung der Gebäude und Maschinen zustande kommt, höhere
Unternehmensgewinne zur Folge, aus denen zusätzliche Inves-
titionen sehr viel leichter finanziert werden können. So gese-
hen erweist sich die Ausweitung der Arbeitzeit als der Königs-
weg zur raschen Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der
deutschen Arbeitnehmer und zur Schaffung neuer Arbeits-
plätze. 

Die Frage ist, wie weit die Arbeitszeit ausgedehnt werden
müsste. Nimmt man die holländischen Stundenlohnkosten als
Maßstab, so würde eine etwa fünfzehnprozentige Verlängerung
der Arbeitszeit benötigt, um das Wegdriften vom holländi-
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schen Lohnpfad während der letzten 20 Jahre zu kompensieren
und die deutschen Lohnkosten pro Stunde um 13% zu senken.
Dazu müsste die durchschnittliche jährliche Arbeitszeit um 
217 Stunden steigen, und zwar von 1.444 Stunden auf 1.661
Stunden. Damit läge sie in der Nähe des irischen Wertes, aber
noch unter dem britischen oder finnischen Wert (man verglei-
che Abbildung 3.1 im nächsten Kapitel). Eine solche Steigerung
entspräche der Zunahme der Wochenarbeitszeit des ganztags
Beschäftigten um knapp sechs Stunden, also von 38 Stunden
auf 44 Stunden. 

Die Ausweitung der Wochenarbeitszeit um sechs Stunden,
die sich rechnerisch aus dem Vergleich mit Holland ergibt, ist
nicht unerheblich. Aber Holland hat sein Beschäftigungsvolu-
men gegenüber 1982 und auch gegenüber Deutschland um
24% ausweiten können, obwohl das Land nicht den Weg der
Arbeitszeitverlängerung, sondern den Weg der Zurückhaltung
bei den Geldlöhnen ging. Das ist mehr, als bei konstanter
Erwerbsquote zum Abbau der deutschen Arbeitslosigkeit
erforderlich ist. Möglicherweise reicht deshalb ein etwas klei-
nerer Zuwachs der Arbeitszeit aus, um in Deutschland wieder
Vollbeschäftigung zu erzeugen. Es sollte für den Anfang poli-
tisch akzeptabel sein, die Arbeitszeit um 10% auszudehnen,
sodass die wöchentliche Arbeitszeit von 38 auf 42 Stunden
steigt. Damit würde das Land wieder zu einer Wochenarbeits-
zeit zurückkehren, wie sie um das Jahr 1970 üblich war, und die
Jahresarbeitszeit läge mit durchschnittlich 1588 Stunden beim
schwedischen und noch 31 Stunden unter dem italienischen
Niveau. Der Untergang der Welt wäre es nicht, wenn sich die
Tarifpartner dazu durchringen könnten. Auf jeden Fall sollten
Maßnahmen getroffen werden, um die Arbeitszeit in möglichst
vielen, am besten allen Unternehmen gleichzeitig auszuweiten,
denn dann lässt sich der für das einzelne Unternehmen wün-
schenswerte Nachfrageschub erzeugen, der den Absatz der
Mehrproduktion ohne Preissenkungen ermöglicht. Nur der
Staat kann die wünschenswerte Synchronität der Maßnahmen
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herbeiführen. Er sollte sich massiv in die Debatte um die Ver-
längerung der Arbeitszeiten einbringen, und notfalls sollte er
den Tarifpartnern mit dem Entzug von Feiertagen drohen. All-
zu feinfühlig braucht er bei der Überwindung der nationalen
Notlage, in der sich Deutschland befindet, nicht vorzugehen.

Niemand weiß freilich, ob die deutsche Wirtschaft in der
Zukunft genau so reagieren wird, wie es die holländische in der
Vergangenheit tat. Ob eine Orientierung am holländischen
Beispiel ausreicht, die Beschäftigung gegen den verhängnisvol-
len Trend der letzten Jahrzehnte tatsächlich auszuweiten, kann
angesichts des immer schärfer werdenden Wettbewerbs auf
den Weltmärkten nicht mit Bestimmtheit gesagt werden. Auch
den Holländern weht der Wind des Wettbewerbs derzeit scharf
um die Nase, so scharf, dass sich die Tarifpartner auf Druck des
Staates für das Jahr 2004 abermals auf einen Lohnstopp geei-
nigt haben. 

Zusätzlich ist es deshalb ratsam, die Arbeitsmärkte generell
zu flexibilisieren und in stärkerem Maße dem Spiel von Ange-
bot und Nachfrage zu unterwerfen, als das in der Vergangen-
heit der Fall war. Das bedarf der Änderung der institutionellen
Verhältnisse, die den Arbeitsmarkt umgeben, insbesondere des
Tarifrechts und des Sozialstaats, von dem erhebliche Rückwir-
kungen auf die Lohnbildung ausgehen. Damit beschäftigen
sich die beiden nachfolgenden Kapitel. 
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wiegenden Teil die Gewinneinbehaltung von Tochterunterneh-
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139



früher im Inland angelegt werden. Nach der Richtlinie
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gungseffekte vom Einfluss der umfangreichen Privatisierungs-
maßnahmen, die in den Ländern stattgefunden haben,
unabhängig zu machen.

26 Durch eine Revision der Zahlen des Instituts für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung und eine Ausweitung des Berichtszei-
traums um ein Jahr haben sich gegenüber früheren Auflagen des
Buches sowohl bei den Löhnen als auch beim Beschäftigungs-
volumen noch größere Abweichungen zwischen Holland und
Deutschland ergeben.

27 Statistisches Bundesamt und niederländisches statistisches Amt
auf Anfrage sowie Statistisches Jahrbuch 2002 für das Ausland,
S.185. U.S. Census Bureau, Statistical Abstract of the United
States 2003 and 2004.

28 OECD, Economic Outlook Nr. 67, Juni 2000, S.266, und Main
Economic Indicators, April 2003, S.24. 

29 Den prozentualen Beschäftigungszuwachs, der wegen der Reak-
tion der Unternehmen aus einem Prozent Lohnzurückhaltung
resultiert, nennt man die Elastizität der Arbeitsnachfrage. Dabei
ist nicht der Vergleich im Zeitablauf, sondern der Vergleich zwi-
schen verschiedenen Szenarien zu einem gegebenen zukünfti-
gen Zeitpunkt gemeint. Folgende Schätzungen für die Elasti-
zität der Arbeitsnachfrage sind in der Literatur zu finden: 
– 0,96 Franz und König für das verarbeitende Gewerbe in

Deutschland; 
– 1,85 Burgess für das verarbeitende Gewerbe in Großbritan-

nien;
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– 1,92 Nickell and Symons für die Industrie in den USA;
– 0,85 Zimmermann und Bauer für den Bereich der gering Qua-

lifizierten in Deutschland;
– 0,6 Riphahn, Thalmaier und Zimmermann für den Niedrig-

lohnsektor in Deutschland; 
– 2,04 Schneider et al. für geringfügig Beschäftigte in Deutsch-

land mit weniger als 325 Euro Monatseinkommen;
– 1,14 Schneider et al. für den Niedriglohnsektor in Deutsch-

land mit einem Einkommen zwischen 325 und 910 Euro. 
Vergleiche W. Franz und H. König, The Nature and Causes 
of Unemployment in the Federal Republic of Germany since 
the 1970s: An Empirical Investigation, Empirica 53, 1986,
S.219–244; S.M. Burgess, Employment Adjustment in UK
Manufacturing, Economic Journal 98, 1988, S.81–103; S.J.
Nickell und J. Symons, The Real Wage – Employment Re-
lationship in the United States, Journal of Labor Economics 8,
1990, S.1–15; K.F. Zimmermann und T. Bauer, Integrating the
East: The Labor Market Effects of Immigration, in: S.W. Black,
Hrsg., Europe’s Economy Looks East – Implications for the EU
and Germany, Cambridge UK 1997, S.269–306; R. Riphahn, 
A. Thalmaier und K.F. Zimmermann, Schaffung von Arbeits-
plätzen für gering Qualifizierte, Bonn 1999; H. Schneider, 
K.F. Zimmermann, H. Bonin, K. Brenke, J. Haisken-DeNew
und W. Kempe, Beschäftigungspotenziale einer dualen Förder-
strategie im Niedriglohnbereich (Gutachten im Auftrag des
Ministeriums für Arbeit und Soziales, Qualifikation und Tech-
nologie des Landes Nordrhein-Westfalen), Forschungsinstitut
zur Zukunft der Arbeit, mimeo, Bonn 2002.

30 Vergleiche H.-W. Sinn, Wieder 42 Stunden arbeiten, Frankfur-
ter Allgemeine Zeitung, Nr. 168, 23. Juli 2003, S.11.
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Anmerkung zur siebten Auflage

Es ist wie Katze und Maus. Kaum habe ich die aktuellsten poli-
tischen Beschlüsse zur deutschen Sozialreform argumentativ
und rechnerisch berücksichtigt, gibt es schon wieder neue. So
hat sich von Mai bis September 2004 die Gestaltung der Hin-
zuverdienstmöglichkeiten bei Hartz IV durch ein neues Gesetz
und neue Beschlüsse der Bundesregierung wieder verändert.
Deutschland reformiert sich, und das ist gut so. Mit dieser Auf-
lage bleibt die Katze der Maus auf den Fersen. 

München, Oktober 2004
Hans-Werner Sinn

Anmerkung zur sechsten Auflage

Das Buch wurde von meinen Lesern freundlich, ja in einer so
großen Zahl von Fällen enthusiastisch aufgenommen, dass ich
verlegen werde. Die Reaktionen geben mir Hoffnung, dass
unser Land doch noch zu retten ist. 

Auch die Medien haben viele der Thesen des Buches aufge-
griffen. Ich sehe meine Argumente wie Ping-Pong-Bälle durch
den Blätterwald und durch die Talkshows springen und freue
mich stets von neuem, wenn mir jemand in Gesprächen, ohne
es zu wissen, Gedanken vorträgt, die aus dem Buch stammen. 

Das Buch hat sich viel schneller verkauft, als ich es je
gedacht hätte. Nach einem Dreivierteljahr sind wir nun schon
bei der sechsten Auflage. Daraus entnehme ich die moralische
Berechtigung, vom Verlag einen neuen Satz zu verlangen. Klei-



nere Verbesserungen wurden auch schon vorher durchgeführt,
doch diese sechste Auflage ist grundlegend revidiert worden. 

Zum einen ist seit der ersten Sammlung der Zahlen ein Jahr
vergangen, sodass sehr viele Aktualisierungen bei den Abbil-
dungen und im Text vorgenommen werden konnten. Nicht
zuletzt die Agenda 2010, die inzwischen auf dem Kompromiss-
wege zwischen den Parteien verabschiedet wurde, hat zu
umfangreichen Neuberechnungen und Änderungen in der
Argumentation gezwungen. 

Zum anderen ist mein eigener Erkenntnisprozess fortge-
schritten, was mich veranlasst hat, bestimmte Teile neu und
hoffentlich besser zu schreiben. Dazu gehören insbesondere
die Teile zur Basar-Ökonomie und zur Exportstatistik, zur Kin-
derrente, zur Geschichte der Arbeiterbewegung und zur euro-
päischen Verfassung. 

Bei allem konnte ich von einer großen Zahl von Zuschriften
aufmerksamer Leser profitieren, die mir wertvolle Hinweise
gaben und mit denen ich bisweilen lange Diskussionen führte.
Einige dieser Diskussionen sind neben anderen Materialien
zum Buch auf einer speziellen Seite der Homepage des ifo
Instituts für Wirtschaftsforschung (www.ifo.de) zusammenge-
stellt worden. Ich ermuntere meine Leser weiterhin, sich dort
an der Diskussion der Thesen des Buches zu beteiligen. 

Ich bitte um Verständnis, dass ich hier nicht alle Personen
nennen kann, die mir geschrieben und mich mit wertvollen
Informationen versorgt haben. Stellvertretend sollen jedoch
Knut Borchardt, Peter Huber, Toni Pierenkemper, Albert
Rupprecht, Uta Saumweber-Meyer, Martinus Seidel und Rein-
hard Spree genannt sein, die alle längere Stellungnahmen abga-
ben. Allen, die mir Kommentare gesandt haben, und allen Mit-
arbeitern des CES und des ifo Instituts, die mich bei der
Revision unterstützt haben, danke ich ganz herzlich.  

München, im Mai 2004
Hans-Werner Sinn
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